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Abkiirzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

ETH Eidgendssische Technische Hochschule

BFS Bundesamt flr Statistik

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
IWF Internationaler Wahrungsfonds

EU Europaische Union

v Invalidenversicherung

BIP Bruttoinlandsprodukt

EWR Europaischer Wirtschaftsraum

NEAT Neue Eisenbahn-Alpentransversale

ETHL Eidgendssische Technische Hochschule Lausanne
NATO North Atlantic Treaty Organization

FORS Zentrum fur Sozialforschung

SEK Schweizerischer Evangelischer Kirchenbund

EG Europaische Gemeinschaft

WWF World Wide Fund for Nature

gfs.bern Forschungsinstitut gfs.bern

GDI Gottlieb Duttweiler Institut

EMD Eidgendssisches Militardepartement,

heute: Eidgendssisches Departement fur Verteidigung,
Bevolkerungsschutz und Sport (VBS)

ONU Organisation des Nations unies

AVS Assurance-vieillesse et survivants

EPF Ecole polytechnique fédérale

OFS Office fédéral de la statistique

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
FMI Fonds monétaire International

UE Union européenne

Al Assurance-invalidité

PIB Produit intérieur brut

EEE I'Espace économique européen

NLFA Nouvelle ligne ferroviaire a traverser les Alpes
EPFL Ecole polytechnique fédérale de Lausanne
OTAN L'Organisation du traité de I'Atlantique nord
FORS Centre pour les études sociales

FEPS Fédération des Eglises protestantes de Suisse
CE Communauté européenne

WWF World Wide Fund for Nature

gfs.bern Institut de recherche gfs.bern

GDI Institut Gottlieb Duttweiler

DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Politische Grundfragen

In einer reprasentativen Umfrage des Magazins Reader's Digest, welche von den
Befragten wissen wollte, welcher Kanton der sympathischste sei, plazierte sich das
Tessin mit Abstand an erster Stelle, gefolgt von Bern, Graubtinden und Wallis. Ausser
dem Kanton Jura, der auf dem zweitletzten Platz landete, waren alle Kantone der
Romandie im ersten Drittel der Rangordnung vertreten. Den Schluss bildete der Kanton
Zurich. In einem sogenannten Kantonsrating beurteilte das Wirtschaftsmagazin "Bilanz"
die Attraktivitat der 26 Stande nach unterschiedlichen Kriterien wie Finanzen, Steuern,
Wirtschaft, 6ffentliches Angebot, Umweltqualitat und allgemeine Befindlichkeit. Dabei
plazierte sich der Kanton Zug an erster Stelle, gefolgt von Graubinden und Nidwalden. '

Das Vertrauen der Schweizer Bevolkerung in die Behdrden, Parteien und Verbénde hat
sich im  Berichtsjahr  weiter  verringert. Laut den  Ergebnissen des
Marktforschungsinstituts Demoscope stieg der Anteil der Befragten, welche wenig bis
gar kein Vertrauen in die Regierung haben, gegentber dem Vorjahr um drei auf 27
Prozent, wahrend die Anzahl Personen mit vollem und ziemlichem Vertrauen in den
Bundesrat stagnierte. Ein genereller Riickgang war insbesondere beim Vertrauen in die
Parteien und Verbande sowie in die kantonalen und kommunalen Behdrden
festzustellen. Laut der Univox-Umfrage zum Verhaltnis Blrger-Staat erzielte die
Zauberformel bei der Bevolkerung trotz den Missténen rund um die
Bundesratsersatzwahl eine hohe Akzeptanz. Eine Mehrheit der Befragten sprach sich
aber fur die Volkswahl der Landesregierung aus, nachdem 1988 noch das geltende
System Zustimmung gefunden hatte. Eine Mehrheit glaubte ferner, dass der Bundesrat
fur die wichtigsten Probleme wie Arbeitslosigkeit, Drogen und Aids eine Lésung finden
werde. Im Ubrigen zeigte sich, dass bei der Bewertung staatlicher Stellen weitere
Image-Einbussen, vor allem bei den PTT, zu verzeichnen waren. Entgegen den gangigen
Vorstellungen ergab eine weitere Demoscope-Studie, dass die eher als typisch
germanisch eingestuften Eigenschaften wie Hang zum Materialismus, Erfolgsstreben,
Sauberkeit und Aggressivitat bei den Romands im allgemeinen ausgepragter waren als
bei den Deutschschweizern. ?

Nationale Identitat

Das Vertrauen der Bevdlkerung in die Problemldsungsfahigkeit des Staates ist laut einer
im Juli und August durchgefuhrten UNIVOX-Befragung zum Teil stark zurlckgegangen.
Der Umweltschutz stand nach Ansicht der Befragten zwar weiterhin an der Spitze der
ungelésten Probleme, aber die Auslander- und Asylpolitik, die Sozialpolitik sowie
politisch-institutionelle Anliegen haben stark aufgeholt. Der Anteil derjenigen, welche
in den einzelnen Politikbereichen ohne Einschrankung in die Problemldsungsfahigkeit
des Staates vertrauten, ging im Vergleich zum Vorjahr um etwa 20 Prozentpunkte
zurtck. Immerhin rund drei Filnftel der Bevolkerung glaubte in den erwahnten
Problembereichen "unbedingt" und "eher" an die Problemldsungsfahigkeit des
Bundesrates (1990: 80% bis 96%). Der Anteil der Befragten, welcher generell zufrieden
war mit der Art, wie die Schweiz regiert wird, sank gegenlber dem Vorjahr von 54% auf
42%; derjenige der Unzufriedenen stieg von 16% auf 24%. *

Wie die Ergebnisse der 1992er Umfrage im Rahmen der UNIVOX-Untersuchung zur
politischen Kultur in der direkten Demokratie zeigten, verstarkte sich der Trend des
Misstrauens der Bevilkerung gegeniiber der Politik; 52% der Befragten unterstitzten
die Aussage "Leute wie ich haben keinen Einfluss darauf, was die Regierung tut", was
eine Zunahme von 9 Prozentpunkten im Vergleich zu 1989 darstellte. Uber die Halfte
der Befragten glaubte im weiteren, dass sich die gewahlten Politikerinnen und Politiker
wenig um das Volk kimmern und den Kontakt mit ihm vollstandig verloren haben. Nicht
ganz die Hélfte der Befragten (46%) zeigten sich zufrieden mit der Art, wie die Schweiz
regiert wird (1990: 54%; 1991: 42%), ein Drittel war unentschieden und ein Flnftel
ausserte sich unzufrieden. Als wichtigste Probleme der Gegenwart wurde mit 21% die

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.89 - 01.01.19



GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.08.2015
MARC BUHLMANN

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.05.2018
SAMUEL BERNET

Arbeitslosigkeit und die Auslanderfrage genannt; gleichzeitig haben zu diesen beiden
Themen immerhin 63% resp. 61% Vertrauen in die Problemldsungsfahigkeit des
Bundesrates. *

Das crossmediale von Com&Com durchgefuhrte Kunstprojekt "Point de Suisse" erstellte
wie bereits 2014 auch 2015 eine Umfrage, bei der rund 1000 Personen provokative
Fragen zu Heimat, Arbeit, Politik, Migration, Kultur, Werten und Zukunft beantworteten.
Ein Bestreben der von Kinstlern und Wissenschaftern verfassten Umfrage war, quer zu
herkdmmlichen (politischen) Umfragen zu stehen. Keine Firma oder Partei und auch
kein Verband oder der Bund, sondern Kinstler erstellten die Fragen zur Befindlichkeit
der Schweiz in Zusammenarbeit mit Soziologen und Kulturwissenschaftern der
Universitat Basel. Die Antworten auf Fragen zu Wunschvorstellungen seien
authentischer als herkdmmliche technokratische Fragen, die an Vorstellungen von
Machbarkeit geknlpft seien - so die Studienleiter. Befragt wurden deshalb auch nicht
nur Schweizer Blrgerinnen und Burger, sondern auch in der Schweiz lebende
Zugewanderte (rund 26%). Nachdem die reprasentative Umfrage beendet war, konnten
sich Interessierte auch an einer Online-Umfrage mit den gleichen Fragen beteiligen.

In der Sonntagspresse wurden einige Resultate der (reprasentativen) Befragung auch im
Hinblick auf die Wahlen kommentiert. So zeigte sich etwa, dass 86% der Befragten,
einen EU-Beitritt ablehnten oder dass 45% der Befragten sich flr eine vorlaufige
Schliessung der Grenzen gegen zu viele Flichtlinge aussprachen. Die Antworten waren
allerdings auch teilweise widerspruchlich, fanden doch auch 63% der Antwortenden,
dass Einwandernde zum Wohlstand der Schweiz beitragen. Mehr als zwei Drittel gaben
zudem zu Protokoll, dass die Schweizer Fussballnationalmannschaft ohne Migranten
chancenlos sei. Rund 75% der Befragten glauben, dass die Umstellung auf saubere
Energie innerhalb von 20 Jahren moglich sei, die technischen Entwicklungen bereiten
aber mehr als vier Finftel der Befragten Sorgen. Zudem zeigte sich in den Antworten
auch eine gewisse Selbstzufriedenheit. Die wenigsten wdirden abgefragte
Errungenschaften aus anderen Landern Ubernehmen. Lediglich der zweijahrige
Elternurlaub, wie er in Osterreich praktiziert wird, wiirde eine Mehrheit von 58%
finden. Auch fir eine Frauenquote im offentlichen Dienst (50,4%) und fir eine
35-Stunden Woche (48,3%) konnte sich knapp die Hélfte der Befragte erwérmen. Die
Resultate wurden an verschiedenen Anlassen diskutiert, im Museum fur Geschichte in
Basel aufbereitet und ausgestellt und Ende 2015 in einem Buch prasentiert, das Texte
von Wissenschaftern und Kinstlern vereinigte.

Einer der Autoren ist Lukas Barfuss, der eine Woche vor den Wahlen die sich auch in
der Umfrage zeigende Selbstzufriedenheit geisselte. Er kritisierte nicht nur, dass im
Wahlkampf wichtige Probleme - insbesondere die Beziehung zu Europa -
totgeschwiegen wiirden oder dass die Presse - allen voran die BaZ, die Weltwoche, aber
auch die NZZ - einen Rechtsrutsch vollzdégen, sondern bezeichnete die Schweiz als Volk
von Zwergen, das erstaunt sei, dass das Ausland es auch als Zwerg behandle.
Fremdbestimmung finde dann statt, wenn man sich zurlckziehe, statt sich
einzumischen. Das in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung abgedruckte Essay warf hohe
Wellen. Béarfuss wurde als Nestbeschmutzer, als limitiert in seinen literarischen
Méglichkeiten oder als paranoid und realitatsfremd bezeichnet. Allerdings wurde -
auch mit Verweis auf Friedrich Dirrenmatt und Max Frisch - darauf hingewiesen, dass
die mittlerweile haufig nur noch sehr leise Einmischung von Intellektuellen stets starke
Reaktionen hervorgerufen habe. *

Ende Mai 2018 veroffentlichte die Denkfabrik Avenir Suisse das «Weissbuch Schweiz -
Sechs Skizzen der Zukunft>». Der Name ist eine Anlehnung an die im Jahr 1995
erschienene Publikation «Mut zum Aufbruch», die auch als «Weissbuch» bezeichnet
worden war. Diese war damals von Wirtschaftsfihrern verfasst worden und hatte
Empfehlungen abgegeben, wie ihrer Meinung nach die Schweiz nach dem EWR-Nein
wettbewerbsfahig bleiben konnte. Die Reaktionen auf dieses Buch waren damals
teilweise heftig ausgefallen. Auch im Weissbuch von Avenir Suisse, 23 Jahre spater,
dreht sich alles um das Verhéltnis Schweiz-EU. Das Buch zeigt sechs mogliche
Zukunftsszenarien der Schweiz flr das Jahr 2030 auf, die von einer Isolation bis zum
vollumfanglichen EU-Beitritt reichen. Wie der Direktor von Avenir Suisse, Peter
Grunenfelder, gegentber der NZZ sagte, gehe es Avenir Suisse mit dem «Weissbuch»
insbesondere darum, Anstdésse zu geben und allféllige Denkverbote, gerade was einen
EU-Beitritt anbelange, aufzuheben.

Die sechs Skizzen fiur die Schweiz befinden sich an unterschiedlichen Stellen innerhalb
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eines Koordinatenkreuzes mit den Polen «Korporatismus versus offene Markte» (x-
Achse) und den Polen «Integration versus Autonomie» (y-Achse). Das erste Szenario,
der «Selbstbestimmte Rulckzug», ist gekennzeichnet durch Korporatismus und
Autonomie und wirde einen europapolitischen Alleingang der Schweiz, bedingt durch
die Kiindigung der Bilateralen Vertrage mit der EU, bedeuten und ware charakterisiert
durch eine restriktive Zuwanderungspolitik und einem hohen Selbstversorgungsgrad.
Die weiteren Skizzen «Globale Oase» und «Club Schweiz» sind beide gepragt von
Autonomie und offenen Markten, wobei die «Globale Oase» extremer ist, sowohl was
den Grad an Autonomie als auch was den Grad an offenen Méarkten angeht. Auch unter
diesen Szenarien wirde die Schweiz die Bilateralen Vertrage mit der EU kidndigen und
stattdessen Freihandelsabkommen mit der EU und Drittstaaten abschliessen. Beiden
Skizzen unterliegt eine systematische Deregulierung und Privatisierung von staatsnahen
Betrieben. Die «Globale Oase» enthalt zudem einen obligatorischen Burgerinnen- und
Blrgerdienst, der auch flr Auslander gelten wirde. Im dritten Quadranten des
Koordinatenkreuzes - charakterisiert durch Integration und offene Markte - gibt es
wiederum zwei Szenarien: Die «Tragfahige Partnerschaft» einerseits und die
«Europaische Normalitat» andererseits. Wahrend die tragféhige Partnerschaft eine
Erweiterung der Bilateralen Vertrage mit der EU, ein dynamisches Rahmenabkommen
mit Schiedsgericht und eine Lockerung der flankierenden Massnahmen einschliesst,
beinhaltet die européische Normalitat einen vollumfanglichen EU-Beitritt der Schweiz,
der mit einer Ubernahme des Euro einhergeht. Der «Skandinavische Weg», zu guter
Letzt, befindet sich im letzten Quadranten des  Koordinatenkreuzes mit den
Charakterzugen Integration und Korporatismus. Dieser Weg beinhaltet ebenfalls einen
EU-Beitritt, allerdings ohne Ubernahme des Euro, stattdessen mit der Beibehaltung
einer eigenstandigen Wahrungspolitik. Das skandinavische Modell ist zudem gepragt von
einem starker ausgebauten Sozialstaat, einer Einheitskrankenkasse und einem Ein-
Saulen-Prinzip bei der Altersvorsorge.

Die Tageszeitung Blick beleuchtete das «Weissbuch» von Avenir Suisse in einer
dreitégigen Serie, an deren Ende sie den Parteichefs der Jungparteien auf den Zahn
fuhlte. Die Frage war, welches der sechs Szenarien sie sich fur die Schweiz im Jahr
2030 wlnschen wirden und natlrlich indirekt, wie sie zur EU stehen. Dabei stellte sich
das Modell der «Tragfahigen Partnerschaft» als das beliebteste heraus: Es wurde
sowohl von Nico Planzer, Prasident der Jungen BDP, Tino Schneider, Co-Prasident der
Jungen CVP, Pascal Vuichard, Co-Prasidenten der Jungen Grilnliberale und Luzian
Franzini, Prasident der Jungen Grilne, bevorzugt, wobei Vuichard dieses Szenario mit
Elementen der «Globalen Oase» ergénzen wirde und sich Franzini auch einen EU-
Beitritt a la Skandinavien vorstellen kénnte. Flr den Prasidenten der Jungfreisinnigen,
Andri  Silberschmidt, bildet die «Globale Oase» das passendste Schweizer
Zukunftsszenario - allerdings mit einer Ausnahme: Die Bilateralen Vertrage mit der EU
durften nicht gekindigt werden. Ebenfalls Elemente der «Globalen Oase» beinhaltet
das Schweizer Zukunftsmodell des Prasidenten der Jungen SVP, Benjamin Fischer;
allerdings in Kombination mit Elementen des «Selbstbestimmten Rickzugs» und des
«Clubs Schweiz». Keine der sechs Skizzen passte derweil fur die Prasidentin der
Jungsozialistinnen und -sozialisten, Tamara Funiciello. Ihr Zukunftsbild der Schweiz sei
vielmehr jenes, in der «Menschen ohne Schweizer Pass nicht mehr diskriminiert
werden, Frauen endlich gleichgestellt sind und Superreiche gerecht besteuert
werden». ¢

Landes- und Weltausstellungen

Nach wie vor befanden sich Projekte zur nachsten Landesausstellung «Expo 2027> in
Bearbeitung. Neu hinzugekommen war mit dem Verein «Nexpo> ein drittes Projekt.

Der Verein «Svizra27» hatte anfanglich lediglich eine Ausstellung im Kanton Aargau
geplant, unterdessen geniesse das Komitee aber grossen Ruckhalt aus der Wirtschaft
mehrerer Kantone: Es gebe bereits verbindliche «ideelle wie auch [..] materielle
Unterstltzung», sagte Vereinsprasident Kurt Schmid gegenuber der Neuen Luzerner
Zeitung (NLZ) im Dezember 2017. Schmid wie auch Vizeprésident Thierry Burkhart (fdp,
AG) hatten aber zuvor gegenliber der Aargauer Zeitung versichert: «Wir wollen keinen
Gigantismus und keinesfalls aus dem Ruder laufende Kosten». Am Konzept «Mensch-
Arbeit-Zusammenhalt>» halte man fest, denn die Arbeit gehdre zum taglichen Leben und
die Schweiz sei ein dynamischer Wirtschaftsraum. Erst in einer nachsten Planungsphase
wirde man konkrete Umsetzungsideen besprechen und weitere Standorte bestimmen,
denn noch misse man sich abschliessend mit den Kantonsregierungen Aargau, Basel-
Landschaft, Basel-Stadt, Jura und Solothurn und dem Bund absprechen.
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Das zweite Projekt «X-27» stellte mit dem Untertitel «<Rendez-vous der Schweiz» die
zwischenmenschlichen Beziehungen in Zeiten der digitalisierten Kommunikation ins
Zentrum. Dabei soll die Bevolkerung bereits in der Planungsphase direkt miteinbezogen
werden, so wie dies nun auch bei der Finanzierung der Fall war: Uber 800 Firmen und
Einzelpersonen unterstutzten ein Crowdfunding auf der Plattform «wemakeit», damit
eine Machbarkeitsstudie sowie Konturen flr die zuklnftige Planung erstellt werden
kénnen.

Der Standort Flugplatz Dibendorf (ZH), so der «X-27»-Prasident Peter Sauter in der
NLZ, erhalte eine zusatzliche Legitimation: Da in Dubendorf dereinst ein
Innovationspark entstehen solle, plane man, gemeinsam an einer Infrastruktur zu
arbeiten, die dann nach der Ausstellung wiederverwendet werden kénne.

Mit der «Nexpo», dem neuen und dritten Projekt, will man eine Landesausstellung in
den 10 grossten Stadten realisieren. Die Zlrcher Stadtprasidentin Corine Mauch leitete
den Projektausschuss und teilte gegenuber der NLZ mit, dass sich der Ansatz von den
friheren Ausstellungen sowie den anderen Ausstellungsprojekten grundlegend
unterscheide: Eine von den Stadten getragene Expo umfasse das erste Mal die ganze
Schweiz und dricke die Vielfalt des Landes aus. Bis jetzt sei nicht nur in Zurich,
sondern auch in den anderen Stadten «eine grosse Begeisterung» spurbar flr die von
den Stadten getragene Expo, so Mauch. Im Méarz 2018 hatte das St. Galler-Tagblatt
berichtet, dass die zehn gréssten Stadte - also St. Gallen, Zlrich, Basel, Biel, Genf,
Lausanne, Lugano, Luzern und Winterthur - einen Verein gegrindet hatten, um das
Projekt gemeinsam voranzutreiben. Das Ziel sei es, nach Partnern zu suchen und bis
2022 zu eruieren, ob die «Nexpo» wirklich die nachste Landesausstellung werden
kénne. Zentrales Thema der Expo soll das Zusammenleben in der Schweiz des 21.
Jahrhunderts werden. Indem, wie auch bei der «X-27», die Bevolkerung verstarkt in die
Planung miteinbezogen werde, wolle man den Zusammenhalt in der Bevdlkerung
starken sowie Stadt, Agglomeration und Land naher zusammenrucken. Damit werde
auch dem Umstand entgegengewirkt, dass der Stadt-Land-Graben immer grésser
werde, wie der Luzerner Stadtprésident Beat ZUsli verlautbarte.

Noch habe der Bund zur Finanzierung der drei Projekte kein grines Licht gegeben.
Zuletzt erklarte der Bundesrat seine Bereitschaft zur Finanzierung einer
Landesausstellung beim mittlerweile aufgegebenen Expo-Projekt «Bodensee-
Ostschweiz». Dort sprach er sich fur eine Finanzierung von 50 Prozent der
Gesamtkosten «und héchstens einer Milliarde Franken» aus. Gegenlber dem Vorstand
der «Svizra27» habe der Bundesrat aber verlauten lassen, eine Finanzierung kinftiger
Projekte sei noch zu beurteilen. Mdglich sei, wie die Aargauer Zeitung im Juni 2018
argumentierte, dass mit dem Nein zur Olympiade in Sion 2026 fur eine Expo 2027
womdglich Gelder frei wirden.’

Stimmung in der Bevélkerung

In Erfullung eines vom Nationalrat im Vorjahr Uberwiesenen Postulats Ott (sp, BL), setzte
der Bundesrat eine Expertenkommission ein, welche verschiedene Szenarien zur
Entwicklung der Schweiz nach dem Jahre 2000 erarbeiten soll. Diese
Expertenkommission "Schweiz morgen" vereinigt 16 Personlichkeiten aus Kultur,
Wissenschaft und Wirtschaft unter dem Vorsitz von Christian Lutz, Direktor des
Gottlieb  Duttweiler-Instituts in Ruschlikon. Die Szenarien sollen modgliche
Entwicklungen der Schweiz im kulturellen, politischen, sozialen und wirtschaftlichen
Bereich nach der Jahrtausendwende aufzeigen. Im weitern erhofft sich der Bundesrat
von dieser Studie, deren erste Ergebnisse fur 1991 erwartet werden,
Entscheidungsgrundlagen und einen Beitrag zur Diskussion lber die Beziehungen zur
EG. Die Kommission kann bei ihrer Arbeit an den Bericht einer friheren
Expertenkommission, "Qualitatives Wachstum", ankntipfen. ®

Gegen den Willen der Regierung iiberwies der Standerat Rhinows (fdp, BL) Postulat
"Leitbild Schweiz". Darin wird der innere Zustand des Landes als desolat sowie ohne
gemeinsame Sprache bezeichnet und ein neuzeitlicher Entwurf einer der Zukunft
gewachsenen Schweiz gefordert. ?
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Die vom Bundesrat eingesetzte Expertenkommission "Schweiz morgen" présentierte
nach zweijahriger Arbeit ihren Schlussbericht. Darin entwarf sie in vier Szenarien, unter
besonderer Berlcksichtigung der Aspekte der Lebensqualitat, mogliche Entwicklungen
der Schweiz in wirtschaftlich-sozialer, kultureller und politischer Hinsicht nach dem
Jahre 2000. Die 16képfige Kommission unter der Leitung von Christian Lutz, Leiter des
Gottlieb-Duttweiler-Instituts (GDI) in Ruschlikon und Président der schweizerischen
Gesellschaft fur Zukunftsforschung, umfasste Wissenschaftler aus verschiedenen
Fachbereichen, Unternehmer, Journalisten und eine Vertreterin aus der
Bundesverwaltung. In sieben Themenbereichen hatte die Kommission mogliche
Grundhaltungen in bezug auf die Rolle der Schweiz in einer Welt im Umbruch, die
institutionelle Entwicklung, die Umwelt- und Raumpolitik, die Sozialpolitik, die
Wirtschaft, den kulturellen Wandel und die individuellen Lebensformen skizziert. Die
verschiedenen Handlungsoptionen wurden in der Folge als Bausteine unterschiedlicher
Gesamtszenarien verwendet.

Ein erstes Szenarium geht von einem Status quo aus, der einen kurzsichtigen,
punktuellen Pragmatismus beinhaltet und flur die Schweiz, geméass der Kommission, kein
sinnvolles Konzept darstellt. Ein zweites Szenarium mit der Devise "Mehr Leistung und
Wettbewerb in Wirtschaft und Gesellschaft" hat persénliche Freiheit, individuelle
Selbstverwirklichung und private Initiative als hochste Werte zum Ziel, wirde aber
gleichzeitig eine abnehmende Solidaritat in der Gesellschaft, kulturelle Verarmung, eine
extrem materialistische Haltung sowie einen Abbau der direkten Demokratie und des
Foderalismus bewirken. Das dritte, dem die Sympathie der Kommission galt, hat eine
idealistische Ausrichtung, deren Zielorientierung eine umwelt- und sozialvertragliche,
basisorientierte und beschauliche Schweiz ist. Das vierte Szenario tréagt hedonistische
Z0ge mit dem Motto: Alle sollen sich ein schénes Leben machen kénnen.

Neben der Entwicklung der Szenarien und der Beschreibung von deren moglichen
politisch-sozialen und wirtschaftlich-kulturellen Implikationen erarbeitete die
Kommission sowohl abstrakte als auch konkrete Leitideen fur jene Bereiche, in denen
sie einen starken Handlungsbedarf erkannte: Dazu gehort als wichtigstes Element eine
aktive Rolle der Schweiz in einem demokratisch legitimierten Europa der Regionen, was
einen EG-Beitritt bis zum Jahr 2000 erfordern wuirde, sowie ein starkeres Engagement
der Schweiz bei der Losung internationaler Probleme, wozu ein Beitritt zu UNO, IWF
und Weltbank empfohlen wird. Gemass der Kommission braucht die Schweiz eine
Reform der politischen Strukturen, womit unter anderem die Stérkung der
parlamentarischen Demokratie gemeint ist, eine Okologisierung der Wirtschaft, mehr
Wettbewerb, eine Neuordnung des sozialen Ausgleichs mit einem Mindesteinkommen
fur alle und mehr Chancengleichheit von Mann und Frau in der Gesellschaft. Der
Bericht sollte unter anderem dem Bundesrat als Basis fur die Regierungsrichtlinien der
kommenden Legislaturen dienen. ©

Die Kommission flr soziale Fragen des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes
(SEK) publizierte unter dem Titel "Eine neue Schweiz im neuen Europa" zehn Thesen
als Beitrag zum Jubildumsjahr. Die Autoren lehnen darin ein selbstzufriedenes
schweizerisches Sonderfalldenken ab und pladieren flr ein BemUhen, international auf
moralischer Ebene vorbildlich zu sein. Eine moralisch integre Politik beinhalte auch den
Respekt vor der Schopfung, welche hoher gewertet werden sollte als die
Wohlstandsmehrung. Die Reformen in Richtung einer weltweiten Friedensordnung,
vermehrter Solidaritat im Nord-Std-Konflikt und mehr demokratischer Mitbestimmung
im politisch-sozialen Leben wirden jedoch gemass den Autoren eine Totalrevision der
Bundesverfassung voraussetzen.

Begleitend zu den Diskussionen und Wortgefechten um einen Beitritt der Schweiz zum
EWR entwickelten Personlichkeiten aus dem intellektuellen und kunstlerischen
Schaffen auch Visionen und Utopien, welche Uber die allernachste Zukunft im engeren
europaischen Umfeld hinausgingen. So propagierte der Schriftsteller Otto F. Walter, der
dem EWR gegentiiber eher negativ eingestellt war, die breite Offnung der Schweiz zur
Welt durch einen UNO-Beitritt, die Totalrevision der Bundesverfassung, die freiwillige
Aufnahme von EG-Recht in den schweizerischen Rechtsbestand, wo dies problemlos
moglich ist, den Aufbau einer europaischen Koalition der Kleinstaaten zugunsten eines
foderalistischen und demokratischen Europas, einen Solidaritatsbeitrag auch als Nicht-
EG-Mitglied zugunsten der armeren europaischen Lander und nicht zuletzt auch die
verstarkte Zusammenarbeit mit engagierten ausserparlamentarischen Organisationen
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wie beispielsweise Greenpeace oder dem WWF. Der Politologe und Nationalrat Andreas
Gross (sp, ZH), ebenfalls EWR-Gegner, legte den Schwerpunkt seiner Zukunftsvision auf
die Schaffung einer Européaischen Verfassung mit direktdemokratischen Rechten. ™

Die Idee der nationalen Identitat, auf welcher die Willensnation Schweiz aufgebaut ist,
wurde durch die Spaltung der Schweiz in die verschiedenen Sprachregionen in bezug
auf die Frage eines EWR-Beitritts auf die Probe gestellt. Das Abstimmungsresultat
zeigte mit aller Deutlichkeit die Demarkationslinie zwischen den franzésischsprachigen
Kantonen einerseits, in welchen die Zustimmung zum EWR zum Teil Uber 80% betrug
und den deutsch-, italienisch- und ratoromanischsprachigen Kantonen andererseits, in
denen keine Mehrheit fur den EWR zustande kam, auf. Relativiert wurde das Ergebnis
durch die Tatsache, dass neben den beiden Basel auch die beiden anderen
deutschsprachigen Grossagglomerationen Zurich und Bern sowie eine Reihe weiterer
Deutschschweizer Stddte dem EWR zugestimmt hatten. Der Graben zwischen
deutschsprachiger und welscher Kultur hatte sich seit dem ersten Weltkrieg nie mehr
in dem Masse manifestiert; ein grosser Teil der franzdsischsprachigen Schweiz konnte
sich nach dem fur sie enttduschenden, ja niederschmetternden Ergebnis kaum mehr als
zur Schweiz gehorend identifizieren. In der Romandie wichen erste, aus der
Enttauschung entstandene, Sezessionsgedanken nach dem Abstimmungstag jedoch
bald einer realistischeren Problemanalyse. Gemass verschiedener Beobachter lauft die
Schweiz nach dem Nein zum EWR fortan Gefahr, durch eine wachsende Indifferenz der
Romands gegenuber der Deutschschweiz die nationale Kohésion zu verlieren. Im
Ubrigen wurde auch der traditionelle Zusammenhalt unter den lateinischen Kulturen,
zwischen dem Tessin und der Romandie, mit dem klaren Nein des Tessins geschwacht.
Das Auseinanderklaffen der Haltungen zum EWR in den verschiedenen Sprach- und
Kulturréumen bot aber - zum Teil auch schon vor der Volksabstimmung - Gelegenheit,
die Identitat und die Verankerung der einzelnen Sprachregionen im Verhaltnis zur
Gesamtschweiz zu Uberdenken. Das Bewusstsein, dass weder die deutschsprachige
Schweiz noch die Romandie ein kohérentes Ganzes bilden, wurde dabei gestéarkt.
Ebenso wurde offensichtlich, dass nur innerhalb einer politisch-sozialen Elite der
Bevolkerung intensive und vielfaltige Beziehungen zwischen Romands und
Deutschschweizern gepflegt werden. Im Ubrigen sind die Erklarungsansatze, welche die
unterschiedlichen Haltungen zur européischen Integration in den Sprachregionen
analysieren, sehr vielfaltig und zum Teil widerspruchlich. Haufig thematisiert wurden
beispielsweise die Minoritatssituation der Frankophonen in der Schweiz und die Néhe
zur Européaischen Gemeinschaft durch die franzdsische Sprache; viele Kommentatoren
erwahnten den Antigermanismus der Deutschschweiz sowie deren
vergangenheitsorientierte Mythen als tiefere Ursache fir das Nein, wahrend sie in der
Romandie keine vergleichbare Negativbeziehung zum Kulturnachbarn Frankreich
ausmachen konnten. Die vertiefte Analyse des Abstimmungsresulats liess den Graben
zwischen Deutsch- und Welschschweiz jedoch bald differenziert erscheinen, denn
genauso wie die Sprache scheinen die Faktoren wie stédtischer oder landlicher
Lebensraum resp. die Situierung auf den Achsen Zentrum-Peripherie, Bildung,
Einkommen und Alter eine wesentliche Rolle in der Entscheidung flr oder gegen den
EWR gespielt zu haben. *

Um eine bessere Kommunikation zwischen den einzelnen Landesteilen zu
gewahrleisten, mehr Bruckenschlage und allgemein ein besseres Verstandnis zwischen
den Sprachregionen zu schaffen, haben die Blros der beiden Réte eine
parlamentarische Kommission einberufen, welche das Phanomen analysieren und
Lésungsvorschlage unterbreiten soll.

Nach dieser grundsatzlichen Diskussion behandelte der Nationalrat eine Reihe
parlamentarischer Vorstésse zu diesem Thema. Wie bereits der Standerat Uberwies
auch er eine in beiden Raten eingereichte gleichlautende Motion der beiden
Ratskommissionen, welche die Landesregierung bei all ihren Beschllssen zu
besonderer Beachtung der sprachlichen und regionalen Verstandigung verpflichtet.
Damit konnte sich der Bundesrat nicht durchsetzen, welcher die Vorschlage zwar
seinerseits begrisste, jedoch fir deren Uberweisung als Postulat pladiert hatte. Er
Uberwies weiter eine Motion des Stdnderats (92.3493), welche im Anschluss an die
Volksabstimmung Uber die Zugehdrigkeit zum EWR eingereicht worden war und den
Bundesrat beauftragt, im Zusammenwirken mit gesellschaftlichen und kulturellen
Organisationen Massnahmen zu treffen, um die Verstdndigung zwischen den
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Sprachgemeinschaften nachhaltig zu fordern.

Erfolg hatte auch eine parlamentarische Initiative von Robert (gp, BE). Darin wird der
Bund aufgefordert, Bemihungen der Kantone zur Férderung der zweisprachigen
Erziehung im Rahmen der Landessprachen zu unterstitzen. Der Antrag Maspolis (lega,
T1), der Initiative keine Folge zu geben, wurde deutlich verworfen. Eine weitere
parlamentarische Initiative von Borel (sp, NE) fir den Empfang mindestens eines
Radioprogramms in jeder der drei Amtssprachen in der ganzen Schweiz wurde von der
zustandigen Ratskommission in ein eigenes Postulat umgewandelt und dergestalt vom
Plenum Uberwiesen. ™

Als Postulat Uberwiesen wurde auch die Forderung der Kommission fur Wissenschaft,
Bildung und Kultur des Nationalrats, die vom Bundesrat ein grosseres Engagement bei
Fremdsprachenaufenthalten fir Schiler und Lehrlinge sowie eine auf 6konomisch
schwache Gebiete hin angelegte regionale Wirtschaftspolitik forderte. Kein Erfolg war
schliesslich einem Minderheitsantrag der Verstandigungskommission des Nationalrats
beschieden, welcher zur Verbesserung der Kompetenz im Hochdeutschen flr alle
Lehrkréfte einen obligatorischen Aufenthalt im deutschsprachigen Ausland vorsah. Das
entsprechende Postulat wurde auf Antrag des Bundesrats deutlich abgelehnt.

Der Nationalrat behandelte im Fruhjahr die von den Kommissionen beider Rate
erstellten Berichte hinsichtlich einer besseren Verstandigung unter den
verschiedenen Sprachregionen der Schweiz. Die darin aufgeflhrten Vorschlage
wurden durchwegs positiv beurteilt, der Bericht selbst zustimmend zur Kenntnis
genommen. Unbehagen wurde in der flnfstindigen Diskussion an der Verwendung der
Deutschschweizer Dialekte, gerade auch in den Medien, gedussert. Mit schlichtem
Unverstandnis reagierten insbesondere die Abgeordneten aus der Romandie auf die
ablehnende Haltung der Deutschschweizer gegentuber dem Hochdeutschen. Nicht
zuletzt sei es oft gerade die Verwendung der Schweizer Mundarten, welche die
Verstandigung unter den Sprachgruppen erschwere.

Unter dem Titel "CH-Forum 98" nahm der Kanton Solothurn eines der vom Nationalrat
im Rahmen der Verstéandigungsberichte diskutierten Projekte auf. In den kommenden
Jahren soll auf dem als Begegnungszentrum landesweit etablierten Schloss Waldegg
eine Reihe von Veranstaltungen zur Frage eines erneuerten nationalen Dialogs
durchgefuhrt werden. Mit bislang 17 vorgesehenen Beitragen, die thematisch von der
Frage nach der Stellung der auslandischen Mitburger bis zum Verhéaltnis zwischen
Zentrum und Peripherie reichen, sind die Diskussionsbereiche weit abgesteckt. Den
Beginn machte im November eine gut besetzte Tagung Uber die "Dialogfahigkeit der
Schweiz", in deren Mittelpunkt die Frage nach den Ursachen der zunehmenden
aussenpolitischen Abschottung sowie innenpolitischen Grabenbildung und allfallige
Méglichkeiten zu deren Uberwindung stand. Das "CH-Forum 98" versteht sich als
Beitrag des Kantons Solothurn zu den Staatsfeierlichkeiten im Jahre 1998.

Die politische Partizipation der Bevolkerung war Gegenstand einer weiteren
wissenschaftlichen Untersuchung. Darin wurden die Anonymitat des politischen
Geschehens und die mangelnde Glaubwurdigkeit der in der Politik Tatigen als
Hauptursachen der Stimmabstinenz festgestellt. Wahrend fur die Stimmenden in der
Deutschschweiz die politische Mitbestimmung ein wichtiges Motiv fir die Teilnahme an
Abstimmungen ist, gehen die Menschen in der Romandie und im Tessin mehr aus
Gewohnheit zur Urne. Personen aus der Mitte des Parteienspektrums zeigten sich
Uberdurchschnittlich politikverdrossen. ™

Als bedenklich erwies sich gemass einer Umfrage der Zeitschrift "das Beste" das
staatsbiirgerliche Wissen der Schweizer Bevdlkerung. Nur eine Minderheit der
Befragten konnte drei héaufig bei Einblrgerungen gestellte staatspolitische Fragen
richtig beantworten. Dabei zeigte sich die junge Generation wesentlich sattelfester in
Staatskunde als die Alteren. 2
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Infolge der Affdaren im EMD musste die Armee 1996 einen deutlichen Imageverlust
hinnehmen. Ihre Akzeptanz fiel, gemass einer Studie der ETH Zurich, von 78% auf 63%
zurlck und erreichte damit anndhernd den bisher tiefsten Wert von 1991. Die
Zustimmung zur Milizarmee sank ebenso wie das allgemeine Sicherheitsempfinden der
Schweizer Bevolkerung. Dagegen nahm die Zustimmung zu einem Beitritt zu
Internationalen Organisationen zu. Erstmals seit 1993 sprach sich eine schwache
Mehrheit der Befragten fir einen vorbehaltlosen Beitritt zu EU und UNO aus. *'

Zwei Meinungsforschungsinstitute - das GfS-Forschungsinstitut und Démoscope -
massen 1996 das Vertrauen der stimmberechtigten Bevélkerung in die Behorden.
Dabei kamen die beiden Institute - freilich mit unterschiedlichen
Frageformulierungen - zu recht verschiedenen Werten: fir den Bundesrat wurde bei
der GfS ein Vertrauenswert von 39%, bei Démoscope ein solcher von 71% gemessen.
Beide Stellen nahmen jedoch, nach einem dramatischen Prestigeverlust zu Beginn der
80er-Jahre, 1996 einen leichten Aufschwung des Ansehens der Behdrden wahr. Nicht
betroffen von dem langfristigen Vertrauensverlust ist die Wirtschaft. Gemaéss der Studie
der GfS orientieren sich weite Teile der Bevélkerung zunehmend an wirtschaftlichen,
denn an politischen Zusammenhangen.

Nichts Neues ist die Angst der Romandie vor einer Deutschschweizer Dominanz. Sie trat
dieses Jahr insbesondere aufgrund der Entscheidung der Swissair, die
Langstreckenflige weitgehend auf den Flughafen Zurich-Kloten zu konzentrieren, in
Erscheinung. Die Zukunft des Flughafens Genf-Cointrin war auch ein Thema in den
eidgendssischen Raten. Nicht weniger als eine Interpellation, drei dringliche Einfache
Anfragen und elf Fragen wurden zu diesem Thema eingereicht. Neu dagegen war, dass
auch die Ostschweiz 6ffentlich ihre Vernachléssigung gegenlber den anderen Regionen
beklagte. Bei einem Treffen mit dem Bundesrat listeten die Vertreter der sieben
Ostschweizer Kantone eine Reihe von Benachteiligungen ihres Landesteils durch die
Bundesbehorden auf. Im Vordergrund standen dabei die Projekte der NEAT sowie die
Verbilligung der Krankenkassenpréamien. °

Die vom GfS-Forschungsinstitut gemessenen Angste der Bevdlkerung erreichten 1996
einen Hochststand. An der Spitze stand die Besorgnis Uber den Egoismus der
Mitmenschen sowie die 6kologische Entwicklung. Nur im Mittelfeld der geéusserten
Angste erschien die Sorge um den eigenen Arbeitsplatz und das materielle
Wohlergehen. Insgesamt ging jedoch die Angst vor der Zerstérung der Umwelt zurlck,
wéhrend die Furcht vor der zukiinftigen wirtschaftlichen Entwicklung zunahm.

Auf die zum Teil sehr aggressiv vorgebrachten Beschuldigungen und Forderungen von
Représentanten internationaler judischer Organisationen reagierten einige Personen
mit anonymen Schmahbriefen und Drohungen an schweizerische judische
Organisationen und Personlichkeiten sowie mit verbal oder in Leserbriefen gedusserten
antisemitischen Stereotypen. Von der SP-Fraktion und von Nationalrat Suter (fdp, BE)
mit Interpellationen zu einer Stellungnahme aufgefordert, verurteilte der Bundesrat
derartige Aktivitaten und Pauschalurteile und betonte, dass er sich daflr einsetze,
Rassismus, Antisemitismus und andere diskriminierende Haltungen gegen Minderheiten
an der Wurzel zu bekampfen. Die Eidgendssische Kommission gegen Rassismus
lancierte im Sommer eine breite Inserat- und Plakataktion gegen rassistische und
antisemitische Vorurteile und Diskriminierungen. %

Unter dem Eindruck der teilweise gehassigen Diskussion Uber den Zweiten Weltkrieg
standen auch drei vom Nationalrat als Postulate Uberwiesene Vorstésse. Biihimann (gp,
LU) verlangte mit zwei Motionen die Einrichtung eines Lehrstuhls fir die Erforschung
von Antisemitismus und Rassismus an der ETH resp. mehr Bundesgelder flr die an der
ETH angesiedelte Stiftung Judische Zeitgeschichte. Hochreutener (cvp, BE) lud den
Bundesrat ein, ein Museum oder eine Gedenkstéatte gegen das Vergessen des Holocaust
und anderer schrecklicher Menschenrechtsverletzungen zu errichten. In seiner Antwort
auf eine Interpellation Ruffy (sp, VD) fluhrte der Bundesrat aus, dass der Bund bereits
jetzt verschiedene Projekte unterstutze, welche schriftliche und audiovisuelle
Dokumente Uber den Holocaust und die Politik der Schweiz wéhrend dieser Zeit
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zusammenstellen und einer breiten Offentlichkeit bekanntmachen; ob aber eine
spezielle Gedenkstatte errichtet werden soll, miisse spater abgeklart werden. 2

Eine der jahrlich durchgeflhrten Univox-Umfragen ergab, dass die Kritik der
Blirgerinnen an den Behérden und ihrer Politik zugenommen hat. Der Anteil
derjenigen, welche mit der Politik von Bundesrat und Parlament nicht zufrieden sind,
stieg 1997 im Vergleich zum Vorjahr von 35% auf 44%, wahrend der Anteil der
Zufriedenen von 44% auf 40% sank. Die Umfrage zeigte, dass die Kritik massgeblich mit
der politischen Einstellung der Befragten zusammenhangt. Sowohl bei den
Sympathisanten rechtsbirgerlicher Parteien (SVP, SD und FP) als auch bei den
Anhéngern linker und griner Parteien lag der Anteil der Unzufriedenen mit rund 50%
deutlich Gber dem Mittel. %/

Gemass den Interpretationen der Verfasser einer reprasentativen Befragung haben sich
die Diskussionen um die Politik der Schweiz im 2. Weltkrieg auch auf das
Geschichtsbild der Schweizer und Schweizerinnen ausgewirkt. Die von der
Forschungsstelle fur Sicherheitspolitik und Konfliktanalyse der ETH Zurich erstellte
Studie ergab, dass 43% der Ansicht sind, dass die Schweiz primar wegen der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Deutschland und seinen Verbindeten vom Krieg
verschont geblieben ist; 24% glauben, dass dies vor allem eine Folge der militarischen
Abwehrbereitschaft war und 18% betrachten beide Faktoren als gleichwertig. Dabei
zeigten sich einige Unterschiede unter den Generationen. Wahrend bei der
sogenannten Aktivdienstgeneration (d.h. den mindestens 60jéhrigen) die Meinung
dominierte, dass beide Faktoren zusammen verantwortlich waren (36%), war es bei den
jingeren Befragten die Ansicht, dass es primér die Wirtschaftspolitik war (47% bei den
30-59jahrigen resp. 50% bei den 20-30jahrigen). Die Landesverteidigung wurde von
der Aktivdienstgeneration hingegen nicht wesentlich haufiger als primére Ursache
angegeben als von den jlngeren Altersgruppen (22% gegeniber 18% resp 14%). Im
Vergleich zu 1983, als diese Frage zum ersten Mal gestellt wurde, nahm der Anteil
derjenigen, welche in der Landesverteidigung den primaren oder zumindest mit der
Wirtschaftspolitik gleichwertigen Faktor flr die Kriegsverschonung sehen, von 61% auf
42% ab. Dass allerdings bereits 1983 lediglich 24% der Befragten vorbehaltlos der
Aussage zustimmten, dass die Schweiz vor allem wegen der Landesverteidigung vom
Krieg verschont blieb, stellt auch gewisse Vorstellungen Uber die Bedeutung von
schweizerischen Mythen in Frage. Ob und wie sich die Diskussion der schweizerischen
Geschichte auf die Einstellung zur heutigen Aussenpolitik auswirkt, kann die Studie
nicht eindeutig beantworten. Mit einer Zustimmung von rund 80% geniesst die Maxime
der Neutralitat jedenfalls immer noch sehr hohes Ansehen; ein Beitritt zur NATO
wlrde von weniger als einem Viertel der Befragten akzeptiert. Wahrend der Anteil der
Beflrworter eines Beitritts zur UNO gegentber dem Vorjahr um sechs Prozentpunkte
auf 57% gestiegen ist, sank derjenige der Beflrworter eines EU-Beitritts um zehn auf
42%. Der Anteil derjenigen, die sich in irgendeiner Form eine Annédherung an die EU
winschen, blieb mit 67% konstant. ?

In der letzten Augustwoche fanden in Basel Feierlichkeiten zum Gedenken des
Zionistenkongresses statt, der vor 100 Jahren in dieser Stadt stattgefunden hatte, und
der als Geburtsstunde fur die 1948 erfolgte Grindung des Staates Israel gilt. Unter
grossen Sicherheitsvorkehrungen zum Schutz der Repréasentanten Israels trafen sich
mehr als tausend Teilnehmer aus aller Welt zu Kongressen, Gedenkfeiern und anderen
Anlassen. Die Schweiz war durch Bundesratin Dreifuss und Nationalratsprasidentin
Stamm (cvp, LU) vertreten; offizieller Vertreter Israels war der Prasident der Knesset,
Dan Tichon. Zu den im Vorfeld beflrchteten Demonstrationen von
palastinenserfreundlichen Kreisen gegen den israelischen Staat kam es nicht. %

Eine weitere, von Politologen der Universitdt Genf im Jahr 1996 durchgeflhrte
Befragung stellte fest, dass das Vertrauen der Biirgerinnen und Biirger im Vergleich zu
1989 sowohl gegeniiber den politischen Institutionen, als auch gegeniiber Verbinden,
Medien und internationalen Organisationen massiv abgenommen hat. Am geringsten
war der Vertrauensverlust in bezug auf die Polizei, welche mit einem Anteil von 69%
positiver Antworten den Spitzenrang einnahm (1989: 80%). Am heftigsten fiel der
Vertrauensverlust beim Parlament und beim Bundesrat aus (von 76% auf 44% resp. von
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81% auf 52%). Diese Institutionen klassierten sich aber immer noch deutlich vor
internationalen Organisationen wie UNO (43%; -17%) und EU (43%; -15%),
Grossunternenmen (40%; -12%), Gewerkschaften (38%; -15%) oder Presse (22%;
-23%). %

Etwas besser schnitt die Landesregierung in einer weiteren Univox-Umfrage zur
aussenpolitischen Orientierung der Blrgerinnen und Birger ab. Fast 80% erklarten
sich mit der schweizerischen Aussenpolitik grundséatzlich einverstanden. Am wenigsten
Zustimmung erhielt der Bundesrat flr seine Europapolitik (31%); nicht ganz die Hélfte
der Befragten (45%) wirden sich ein starkeres Engagement wiinschen. Die Umfrage
zeigte ferner auf, dass die von kritischen Beobachtern oft beklagten Mythen Gber die
Schweiz in der Bevolkerung gar nicht mehr besonders stark verbreitet sind. Wohl waren
60% der Befragten stolz auf die demokratischen Institutionen und das Zusammenleben
mehrerer Kulturen, aber drei von vier Personen waren der Ansicht, dass die Schweiz ein
gewdhnlicher Staat und "kein Sonderfall" sei. *'

Geméss einer vom Meinungsforschungsinstitut GfS durchgeftihrten Umfrage blieb 1998
die Arbeitslosigkeit mit 74% Nennungen (Mehrfachnennungen waren erlaubt) die
wichtigste Sorge der Schweizerinnen und Schweizer. Dahinter folgten mit deutlichem
Abstand Asylpolitik (47%), Gesundheitsfragen (46%) und die Altersvorsorge (45%). Am
meisten, namlich um 17 Prozentpunkte gegeniber dem Vorjahr zugelegt hat dabei die
Flichtlingsfrage; an Bedeutung verloren haben Finanz-, Drogen- und Umweltpolitik.
Nicht mehr unter den zwanzig meistgenannten Themen befand sich das Verhalten der
Schweiz im 2. Weltkrieg. *

Die Rangliste der politischen Probleme, deren L&sung die Schweizerinnen und
Schweizer fir am vordringlichsten halten, hat sich im Vergleich zum Vorjahr verandert.
Gemaéss der unmittelbar nach den Nationalratswahlen vom Oktober durchgeflhrten
Selects-Umfrage hat die Asylproblematik das Thema Arbeitslosigkeit von der Spitze
verdrangt. Diesen Meinungsumschwung aber allein auf die Wahlpropaganda gewisser
Parteien (namentlich der SVP) zurlickzufiihren, ware wohl kaum zutreffend. Immerhin
hatten sich in der Zwischenzeit auch die realen Verhéltnisse veréndert: die
Arbeitslosenzahlen hatten sich weiter massiv reduziert und infolge des Kosovo-Konflikts
war im Sommer eine neue Hoéchstzahl an einreisenden Fluchtlingen zu verzeichnen
gewesen. In der franzdsischen Schweiz konnte sich allerdings die Angst vor der
Arbeitslosigkeit an der Spitze halten; dort spielen sozialpolitische Fragen fur die
Bevolkerung generell eine wesentlich wichtigere Rolle als in der Deutschschweiz. *°

Die Rangliste der politischen und gesellschaftlichen Probleme, welche die
Schweizerinnen und Schweizer am starksten beschéaftigen, hat sich im Vergleich zum
Vorjahr nochmals verandert. Gemass einer GfS-Befragung hat die Sorge um die
Gesundheit (und wohl auch um die Gesundheitskosten) mit einem Anteil von 59% (1999:
48%) die Fluchtlingspolitik (41%; 1999: 56%) von der Spitze verdrangt. Noch vor der
Asylpolitik rangierten diesmal auch die Altersversicherung und die Europafrage (49%
resp. 45%). Die Arbeitslosigkeit, welche im Frihjahr 1999 zusammen mit der Asylpolitik
die Rangliste angefiihrt hatte, wurde nur noch von 34% der Befragten erwahnt. Der
Bedeutungsschwund der beiden letztgenannten Themen héngt natdrlich stark von den
dusseren Faktoren ab (weitere Reduktion der Arbeitslosigkeit und Rlickgang der Zahl
der neuen Asylbewerber nach der Einddmmung des Kosovo-Konflikts). Massiv
verbessert hat sich das Vertrauen, welches die Landesregierung bei den Burgerinnen
und Blrgern geniesst. Gemass einer regelméassig durchgeflhrten reprasentativen
Befragung hat sich von 1997 bis Herbst 1999 der Anteil derjenigen, welche dem
Bundesrat vertrauen, von 39% auf 55% verbessert; im Verlaufe des Berichtsjahres stieg
dieser Wert sogar gegen 60% an. Gemass einer weiteren reprasentativen Umfrage
bekundete im Berichtsjahr eine Mehrheit der schweizerischen Bevodlkerung (inkl.
ansassige Auslander) eine grosse Zufriedenheit mit den eigenen Lebensumsténden und
eine optimistische Zukunftserwartung. **
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Die Rangliste der politischen und gesellschaftlichen Probleme, welche die
Schweizerinnen und Schweizer am starksten beschaftigen, hat sich geméass einer von
der GfS jahrlich durchgeflihrten Befragung gegenliber dem Vorjahr kaum verandert. An
der Spitze blieb mit 64% der Nennungen der Bereich Gesundheitsfragen (inkl. Kosten).
Das Ende des Wirtschaftsbooms drickte sich in einer gesteigerten Angst vor
Arbeitslosigkeit aus: 45% der Befragten zahlten die Sorge um den Arbeitsplatz zu einem
der finf wichtigsten Problembereiche (2000: 34%). Dass bei dieser regelmassig im
Herbst durchgefihrten Befragung dieses Jahr, also unmittelbar nach den
Terroranschlégen in den USA und dem Amoklauf im Zuger Parlament, die Angst vor
Terrorismus wesentlich stérker verbreitet war als in friheren Jahren, war zu erwarten.
Mit einem Anteil von 27% der Nennungen figurierte dieses Thema auf dem sechsten
Platz; dabei erscheint fast bemerkenswerter, dass auch nach dem 11. September und
nach Zug mehr als 70% der Schweizerinnen und Schweizer Terroranschlége nicht zu
ihren finf grossten Sorgen zéhlten. %

Die von der GfS jahrlich durchgefihrte Befragung Uber die politischen und
gesellschaftlichen Probleme, welche die Schweizerinnen und Schweizer am starksten
beschéftigen, ergab im Vergleich zum Vorjahr einige Veranderungen. Die vier
erstplatzierten Themen und ihre Rangordnung blieben zwar die selben, die Bekampfung
der Arbeitslosigkeit (52% der Nennungen), die Sorge um die Sicherung der
Altersvorsorge (49%) und die Asylpolitik (43%) haben aber gegenlber dem weiterhin an
der Spitze liegenden Bereich Gesundheitswesen und -kosten (58%) aufgeholt. Wie zu
erwarten war, ging die Angst vor terroristischen Anschléagen, welche im Herbst des
Vorjahres mit 27% der Nennungen den funften Platz belegt hatte, wieder auf das vor
den Attentaten in den USA und dem Amoklauf im Zuger Parlament registrierte Niveau
zurlick und wurde nur noch von 8% der Befragten zu den funf wichtigsten Problemen
gezahlt. *

Die von der GfS jahrlich durchgefihrte Befragung Uber die politischen und
gesellschaftlichen Probleme, welche die Schweizerinnen und Schweizer am starksten
beschéftigen, spiegelte die schlechte Wirtschaftslage wider. Die Arbeitslosigkeit wurde
von 67% der Befragten als eines der wichtigsten funf Probleme genannt (2002: 52%)
und verdréngte damit die Sorgen um die Gesundheit und die Gesundheitspolitik (63%)
vom Spitzenplatz. Auf Rang drei hielt sich die Altersversicherung; die Asylpolitik folgte
auf Rang vier, hatte aber mit 36% Nennungen deutlich an Bedeutung verloren. Trotz der
grossen Diskussionen Uber einen allfalligen Zusammenhang zwischen dem Hitzesommer
2003, der globalen Erwédrmung wund der Klimaveranderung infolge von
Luftverschmutzung machten sich noch weniger Personen grosse Sorgen um die Umwelt
als vor Jahresfrist. Nur 14% der Befragten zahlten die Umweltzerstérung zu den finf
grossten Problemen; ein noch tieferer Wert war letztmals 1976 verzeichnet worden.

Die von der GfS jahrlich durchgefihrte Befragung Uber die politischen und
gesellschaftlichen Probleme, welche die Schweizerinnen und Schweizer am starksten
beschaftigen, ergab gegentber dem Vorjahr kaum Veranderungen. An der Spitze der
Rangliste stand weiterhin das Problem der Arbeitslosigkeit, gefolgt von
Gesundheitspolitik,  Altersvorsorge  und  Asylpolitik, ~wobei die Bereiche
Gesundheitspolitik und Altersvorsorge deutlich weniger oft genannt wurden als bei der
letzten Erhebung. *®

Die von der GfS-Bern jahrlich durchgeflihrte Befragung Uber die politischen und
gesellschaftlichen Probleme, welche die Schweizerinnen und Schweizer am starksten
beschéaftigen, ergab keine grossen Veranderungen gegentuber dem Vorjahr. An der
Spitze figurierte wiederum die Arbeitslosigkeit, gefolgt vom Gesundheitswesen und der
Altersvorsorge. *°
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Trotz der boomenden Wirtschaft und dem Rickgang der Arbeitslosenquote blieb die
Arbeitslosigkeit an der Spitze der politischen und gesellschaftlichen Probleme, welche
die Schweizerinnen und Schweizer beschaftigen. Sie wurde zwar etwas weniger haufig
genannt als im Vorjahr, aber immer noch von 66% der Befragten. Die von der GfS-Bern
jahrlich durchgeflhrte reprasentative Befragung ergab auch sonst kaum Veranderungen
gegenuber der letzten Erhebung: Nach der Arbeitslosigkeit folgten wiederum die
Bereiche .Gesundheitswesen™ (565%) und .Altersvorsorge™ (51%). Relativ stark
zugenommen hat der Anteil der Personen, welche Schwierigkeiten im Zusammenhang
mit der Asylpolitik als eines der finf wichtigsten Probleme bezeichneten (39%
gegeniber 28% im Jahr 2005). “°

Die von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse jahrlich durchgefuhrte
reprasentative Befragung Uber die wichtigsten Sorgen der Bewohnerinnen und
Bewohner der Schweiz ergab die selben Spitzenreiter wie im Vorjahr. Trotz anhaltend
guter Wirtschaftslage und zunehmender Beschaftigung figurierte die Arbeitslosigkeit
(57%; -9% gegenlber dem Vorjahr) immer noch an der Spitze der Rangliste, gefolgt von
der Sorge um die Altersvorsorge (45%; -6%) resp. die Gesundheit (38%; -17%). Alle drei
Bereiche wurden allerdings markant weniger haufig genannt als im Jahr 2006. Massiv
zugelegt haben demgegenuber die nachstwichtigen Themen Auslanderproblematik
(35%; +8%) und die Angst, die personliche Sicherheit sei nicht mehr gewéahrleistet
(30%; +17%). Dass die Umfrage im August durchgeflihrt wurde, also zu der Zeit als die
Inserat- und Plakatkampagne der SVP mit genau diesen beiden Themen Uberall préasent
war, mag an diesem Resultat nicht ganz unschuldig sein. Ahnliches gilt wohl auch fiir die
grosser gewordene Angst vor der Zerstérung der Umwelt, welche 2006 nur von 7% der
Befragten als eines der funf wichtigsten Themen genannt wurde, im Wahljahr 2007 aber
von 25%.

Die von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse jahrlich durchgefuhrte
reprasentative Befragung Uber die wichtigsten Sorgen der Bewohnerinnen und
Bewohner der Schweiz ergab flr 2008 keine markanten Verdnderungen gegenlber
dem Vorjahr. Die Resultate waren noch stark gepragt von der Hochkonjunkturstimmung
und den damit verbundenen massiven Preissteigerungen bei Nahrungsmitteln und
Erdélprodukten. Die Angst vor Inflation nahm um 12 Prozentpunkte zu und kam auf Rang
4. An der Spitze der Sorgenliste standen aber nach wie vor die von 53% der Befragten
genannte Arbeitslosigkeit (-4% gegenuber 2007), das Gesundheitswesen (40%; -2%)
und die Altersvorsorge (39%; -6%). Die Auslanderproblematik, welche im Wahljahr 2007
fir viele an Bedeutung gewonnen hatte, erschien nun wieder weniger wichtig (24%;
-1%). 42

Die von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse jahrlich durchgefihrte
reprasentative Befragung Uber die wichtigsten Sorgen der Bewohnerinnen und
Bewohner der Schweiz ergab erneut keine markanten Veranderungen gegentiber dem
Vorjahr. Die Wirtschaftkrise wirkte sich nun aber voll aus und die Angst vor
Arbeitslosigkeit, die seit 2003 immer an der Spitze gelegen hatte, legte nochmals um
dreizehn Prozentpunkte auf 71% zu. Auf den nachsten Réngen der Sorgenliste folgten
weiterhin das Gesundheitswesen und die Altersvorsorge. Die Angst vor Inflation, welche
im Vorjahr im Zusammenhang mit der Preisexplosion auf dem ErddImarkt und den stark
ansteigenden Lebensmittelpreisen prominent auf dem vierten Rang aufgetaucht war,
verschwand wieder in der Versenkung (Position 13). *°

Auch die von Isopublic im Auftrag des Sonntagsblick bei 1000 Personen durchgeflhrte
Befragung zur Lebenszufriedenheit weist auf eine eher optimistische Grundstimmung
in der Bevolkerung hin. 78% der Befragten gaben auf einer Skala von 1 (sehr
unzufrieden) bis 10 (sehr zufrieden) den Wert 8, 9, oder 10 an. Auch im internationalen
Vergleich gilt die Schweizer Bevolkerung damit als Gberdurchschnittlich zufrieden. **
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Das Sorgenbarometer, eine jahrlich von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse bei
rund 1000 Befragten durchgefiuhrte Umfrage zu den Sorgen der Bevolkerung wies noch
immer - wie bereits 2009 - die Arbeitslosigkeit als Hauptsorge aus. Obwohl die
Arbeitslosigkeit im Berichtsjahr zurlckging, hatten mehr als drei Viertel der Befragten
Angst vor Stellenverlust. Aus dem Katalog von 35 Sorgen mussten die Befragten die finf
dréangendsten auswéahlen. Ebenfalls haufig genannt wurde die Sorge um die
Altersvorsorge und um das Gesundheitswesen. Relativ stark zugenommen hat die Sorge
um die Zukunft der Beziehungen der Schweiz mit der EU (von Rang 14 auf Rang 7).
Deutlich abgenommen hat hingegen die Sorge um die Auswirkungen der Finanz- und
Wirtschaftskrise (Range 13 und 14).

Das vom Finanzunternehmen Aduno Gruppe finanzierte und von der GfS-Zirich
durchgefiihrte Angstbarometer zeigt, dass sich die Schweizer Bevdlkerung
insbesondere vor der Klimaveranderung, vor dem Egoismus der Menschen und vor
Kriminalitat firchtet. Auffallend sind laut der Studie die zurlickgehenden Angste
hinsichtlich Uberfremdung, Kriminalitat und Sittenzerfall.

Die internationale Wirtschaftskrise schlug sich auf das Sorgenbarometer nieder, eine
jahrlich von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse durchgefihrte Befragung von
rund 1000 Personen zu den Sorgen der Bevolkerung. Zwar war die Sorge um
Arbeitslosigkeit wie bereits im Vorjahr auf Rang 1 (52% der Befragten nannten die
Arbeitslosigkeit als grosste Sorge), die Sorge um die Wirtschaftsentwicklung (35%; Rang
3; Vorjahr Rang 14) und um die Finanzmarkte (30%; Rang 4; Vorjahr Rang 13) rlckten
aber scheinbar stark ins Bewusstsein. Nach wie vor grosse Sorgen machen sich die
Befragten auch zum Thema Ausldnder (36%; Rang 2; Vorjahr Rang 5). Nach hinten
rutschten die Sorgen um AHV und Altersvorsorge (27%; Rang 6; Vorjahr Rang 2).

Ein im Vergleich zu 2010 éhnliches Bild zeichnet das vom Finanzunternehmen Aduno
Gruppe finanzierte und von der GfS-Zurich durchgefihrte Angstbarometer: Im
Vergleich zum Vorjahr hat die Angst vor einer Rezession oder einer Inflation stark
zugenommen. Den grossten Zuwachs verzeichnet hingegen - aufgrund der Ereignisse in
Japan wenig erstaunlich - die Angst vor einer Atomverseuchung. *

In einer von der ETH durchgefiihrten Studie ,Sicherheit® wurde das Vertrauen der
Schweizer Bevdlkerung in verschiedene Institutionen abgefragt. Dabei wurde eine
markante Zunahme des Vertrauens in die Polizei (7,6 Punkte auf einer Skala von 1 bis 10),
die Gerichte (7,0), den Bundesrat (6,8) und ins Parlament (6,2) gemessen. Nach wie vor
lediglich mittelmaéssig ist laut der ETH-Studie hingegen das Vertrauen in die Parteien
(5,1) und die Medien (5,1). “

Unveréndert grosste Sorge blieb auch 2012 die Arbeitslosigkeit, wie das jahrlich von der
GfS im Auftrag der Crédit Suisse durchgefihrte Sorgenbarometer zeigte. Aus einer
Vorgabe von 34 Themen wahlten rund 1000 Befragte die drangendsten Probleme aus.
Fur fast die Halfte der Befragten (49%; 2011: 52%) gehort die Angst vor einem Jobverlust
zu den grossten Sorgen. Unverandert auf Rang zwei folgt das Thema ,Auslénder™ (37%;
2011: 36%). Um die AHV und die Altersvorsorge sorgt sich rund ein Drittel der Befragten
(36%; 2011: 27%). Stark zugenommen hat zudem die Sorge um das Asylwesen (32%; 2011:
21%), welche somit die Besorgnis um das Gesundheitswesen (unverandert 30%)
Uberholte.

Zehn Jahre nach der Annahme des Beitritts der Schweiz zur UNO beflrwortet die
Bevolkerung die Neutralitat der Schweiz noch immer sehr deutlich. Die jahrlich
durchgefuhrte ETH-Studie zur Aussen- und Sicherheitspolitik der Schweiz zeigte auf,
dass rund 95% aller Befragten der Meinung sind, dass die Neutralitét erhalten bleiben
musse. In den friihen 1990er Jahren lag dieser Anteil noch bei knapp 80%. Damit erwies
sich die Angst der damaligen UNO-Beitritts-Gegner vor einem Popularitatsverlust der
Schweizer Souveréanitat als unbegrindet. Dass das Thema Souveranitatsverlust in der
Bevolkerung nicht vordringlich ist, musste auch die Auns feststellen, die Ende
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Berichtjahr die Unterschriftensammilung fir ihre Neutralitatsinitiative einstellte. *

Das von der GfS-Zurich durchgefliihrte Angstbarometer widerspiegelte die mediale
Themenkonjunktur: So ging die Angst vor einer Atomkatastrophe im Berichtjahr im
Gegensatz zum Vorjahr, als die Atomkatastrophe im japanischen Fukushima noch
prasent gewesen war, stark zuriick. Im Gegensatz dazu nahmen die Angste vor
Uberfremdung durch Auslander und Fliichtlinge bedeutend zu. Laut der Studie hat
diese Angst vor allem bei Sympathisanten der SP, der CVP und der FDP zugenommen,
wobei sie bei SVP-Anhédngerinnen auf hohem Niveau konstant blieb. Die
Studienverantwortlichen flhrten dies auf die medial begleitete, zunehmend
restriktivere Auslanderpolitik bei den burgerlichen Parteien aber auch bei der SP
zuriick. ¥

Anfang Jahr prasentierte das Konsumentenforum seinen Pulsmesser, mit dem bei rund
1000 Befragten die Sorgen im Konsumalltag gemessen wurden. Die Gesundheitskosten
und die steigenden Krankenkassenprémien bereiteten den interviewten
Konsumentinnen und Konsumenten die gréssten Sorgen, obwohl die Pramienrunde 2011
relativ. moderat ausgefallen war. Der Alkoholmissbrauch, die zunehmende
Gewaltbereitschaft von Jugendlichen, die steigenden Energiepreise sowie aggressive
und belastigende Werbung wurden ebenfalls haufig genannt. *°

Zwei Jahre nach der Atomkatastrophe in Fukushima Daiichi zeigte der Univox
Umweltmonitor - eine Ende 2012 bei 1000 Personen durchgefliihrte Befragung der
gfs.zUrich - dass die Skepsis gegenlber der Atomenergie nach wie vor hoch, gleichzeitig
aber auch die Technikglaubigkeit gestiegen war. 65% der Befragten bezeichneten die
Risiken der Kernenergie als nicht tragbar (2011 lag dieser Anteil bei 69%) und 31%
glaubten, dass sich Umweltprobleme durch neue Techniken 16sen lassen (2011: 26%).
Die Befragung zeigte zudem, dass die Schweiz im internationalen Vergleich weiterhin
eine hohe Recyclingrate aufweist: Der Anteil der Befragten, die Glas, Kompost, Karton,
Batterien und Pet an eine Sammelstelle zurlick brachten, nahm gegenuber dem Vorjahr
allerdings leicht ab. ®

Im so genannten Brand Asset Valuator, einer Umfrage einer Kommunikationsagentur bei
1500 Konsumentinnen und Konsumenten zu deren Vorlieben zu Uber 1000 Marken,
zeigte sich eine deutliche Heimmarktorientierung. Die Befragten gaben an, Produkten
von inlandischen Herstellern mehr zu vertrauen als im Ausland produzierten Waren.
Unter die flunf beliebtesten Marken schaffte es lediglich Google als nicht-
schweizerisches Produkt auf Platz drei, hinter Migros, Toblerone, aber vor Rega und
Rivella. *

Im Rahmen der von der ETH durchgefihrten Studie ,Sicherheit™ wird jeweils auch das
Vertrauen der Schweizer Bevélkerung in ausgewéahlte politische Institutionen abgefragt.
Nach wie vor zeigte sich 2013 ein insgesamt hohes Institutionenvertrauen; der
aggregierte Index lag unverandert zu 2012 bei 6.5 Punkten (auf einer Skala von 1 [kein
Vertrauen] bis 10 [volles Vertrauenl). Weiterhin am meisten Vertrauen geniesst die
Polizei (7.6; 2012: 7.6) gefolgt von den Gerichten (7.1; 2012: 7.0). Unveréndert hoch war
auch das Vertrauen in den Bundesrat (6.7; 2012: 6.8) und ins eidgendssische Parlament
(6.3; 2012: 6.2). Leicht zugenommen hatte zudem die Zuversicht in die Parteien (5.3;
2012: 5.1) und in die Medien (5.3; 2012: 5.1). Beim Vertrauen in die Gewalten konnte die
Studie einen Zusammenhang mit der Bildung, dem Einkommen und der politischen
Ausrichtung feststellen: Hohere Bildung scheint mit mehr Vertrauen in die Exekutive
und die Judikative einherzugehen, wéahrend ein hdéheres Einkommen einen positiven
Einfluss auf das Vertrauen in alle drei Gewalten nach sich zieht. Je weiter rechts sich
eine Person in einem Links-Rechts-Kontinuum einschétzt, desto geringer ist ihr
Vertrauen in den Bundesrat und das Parlament. %
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Nach wie vor grosste Sorge der Schweizer Bevdlkerung war im Berichtjahr die Angst vor
dem Verlust des Arbeitsplatzes. Seit elf Jahren findet sich die Sorge um Arbeitslosigkeit
im Sorgenbarometer, einer im Auftrag der Crédit Suisse bei jeweils rund 1000 Personen
von gfs.bern durchgeflihrten Langzeitbefragung, auf Platz eins; allerdings war der Anteil
der Befragten im Vergleich zum Vorjahr relativ deutlich von 49% auf 44% gesunken, was
seit 2000 den geringsten Anteil darstellte. In der Westschweiz (52%) war die Sorge um
einen Jobverlust dabei nach wie vor grésser als in der Deutschschweiz (40%), der
Sprachgraben hatte sich aber im Vergleich zum Vorjahr verkleinert. Unverédndert an
zweiter Stelle lag die Sorge um die Zuwanderung und die damit verbundenen
Integrationsfragen (37%; 2012: 37%), gefolgt von Angsten um die Altersvorsorge (29%;
2012: 32%), von den Sorgen um das Asylwesen (28%; 2012: 32%) und von den Sorgen um
die persoénliche Sicherheit (24%; 2012: 21%), die vor allem von Frauen und Mannern im
Pensionsalter gedussert wurden. Weiterhin ricklaufig waren auch die Angste um das
Gesundheitswesen, die wéahrend Jahren einen der drei Spitzenplatze eingenommen
hatten; 2013 gaben aber lediglich noch 21% der Befragten an, sich um das
Gesundheitswesen zu sorgen (2012: 30%). *

Das Angstbarometer, eine jahrlich bei rund 1000 Personen von gfs.zurich
durchgefiuhrte Befragung, zeigte eine deutliche Abnahme der gefluhlten Bedrohung.
Sowohl ein aggregierter Index als auch die verschiedenen abgefragten konkreten
Bedrohungen verzeichneten einen Rlckgang. Dieser wurde von den Verfassern der
Analyse mit einer im Vergleich zu den bewegenden Vorjahren mit der
Umweltkatastrophe in Fukushima, der Wirtschaftskrise 2011 sowie der intensiven
Diskussion um die Zuwanderung aus der EU im Jahr 2012 relativen Ereignisarmut im
Jahr 2013 erklart. Ein deutliche Abnahme zeigte sich insbesondere bei der sozio-
6konomischen Bedrohung: Die noch 2011 das Angstempfinden pragende Schuldenkrise
stellte in den Augen der Befragten im Berichtjahr kaum mehr eine Bedrohung dar. Auch
die Angst vor Umweltverschmutzung nahm ab, wurde aber nach wie vor als starkste
Bedrohung wahrgenommen - insbesondere in Form von Luftverschmutzung und
Klimaveranderung. *°

Eine Umfrage von Gallup International in 60 verschiedenen Landern brachte zutage,
dass der Anteil an gliicklichen Menschen in der Schweiz 2013 Uberdurchschnittlich
hoch war. Lag der Anteil im Schnitt der 60 Lénder bei 60%, so gaben in der Schweiz
68% der Befragten an, mit ihrem Leben gllicklich zu sein. Nur auf den Fidschi-Inseln
(88%), in Saudi-Arabien (80%), in Finnland (78%) und in Brasilien (71%) lag dieser Anteil
noch héher. Weniger glicklich schienen die Bewohner der Nachbarlander der Schweiz
zu sein. In Osterreich sagten 54% der Befragten, sie seien gliicklich, in Deutschland lag
dieser Anteil bei 52%, in Italien bei 32% und in Frankreich gab nur gerade ein Viertel
der Befragten an, mit dem eigenen Leben gllcklich zu sein. %

Interessante kantonale Unterschiede hinsichtlich des Vertrauens in die Judikative
lieferte eine Mitte Marz publizierte Nationalfondsstudie, in der rund 100 Personen pro
Kanton nach ihrer Meinung zu den kantonalen Gerichten befragt wurden. Nicht nur die
Beurteilung von Unabhéngigkeit und Fairness durch die Gerichte, sondern auch das
Vertrauen in die Richterinnen und Richter variieren stark zwischen den Kantonen. Es
sind dabei die Kantone Wallis, Jura, Neuenburg, Genf, Obwalden und Schwyz, die durch
schlechte Beurteilung auffallen, wéhrend die beiden Appenzell und Basel-Stadt die
Rangliste anfihren. Die Studie machte neben dem WahIimodus der Richterinnen und
Richter hauptsachlich die Anzahl Laienrichterinnen und -richter, aber auch Justiz-
Affaren fur die Unterschiede verantwortlich. ¥

Die von der OECD alle zwei Jahre herausgegebene Publikation zu verschiedenen
sozialen Indikatoren zeigte flr die Schweiz die héchste Lebenszufriedenheit unter den
42 erhobenen Staaten. Die mittlere Lebenszufriedenheit, gemessen auf einer Skala von
0 bis 10, betrug 2012 in der Schweiz 7,8. Der OECD-Schnitt lag bei 6,6. Die geringste
Lebenszufriedenheit wies die stidafrikanische Bevolkerung auf mit 4,5. %
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Bei den seit 1976 jahrlich von der Credit Suisse ermittelten Sorgen der Bevolkerung der
Schweiz im so genannten Sorgenbarometer zeigte sich auch 2014 die Arbeitslosigkeit
als das Thema, das die meisten Bauchschmerzen verursacht. Seit 2003 wird die
Arbeitslosigkeit als Hauptsorge betrachtet. 2014 bezeichneten 51% der rund 1000 von
gfs.bern befragten Personen die Erwerbslosigkeit als grosste Besorgnis, was einem Plus
von sieben Prozentpunkten im Vergleich zu 2013 gleichkommt. 40% der Befragten
sorgen sich um Auslédnderfragen (+ 3 Prozentpunkte) und 37% der Befragten (+ 8
Prozentpunkte) bereitet die AHV bzw. die Sicherung der Renten Unbehagen. Die
Befragten konnten aus einer Liste aus 34 Sorgen finf Nennungen abgeben. Sorgen um
das Asylwesen und Flichtlingsfragen (26%, - 2 Prozentpunkte) und das
Gesundheitswesen (23%, + 2 Prozentpunkte) fanden sich wie schon vor einem Jahr
ebenfalls unter den finf Hauptsorgen der Schweizerinnen und Schweizer. *

Gleich zwei Studien massen im Berichtsjahr das Institutionenvertrauen in der Schweiz
und kamen dabei auf recht &hnliche Befunde. Sowohl laut dem ETH-Sicherheitsbericht
als auch laut dem Credit Suisse Sorgenbarometer geniessen die Gerichte und die
Polizei das hochste Vertrauen. Auch der Bundesrat und das Parlament erzielen hohe
und im Vergleich mit dem Vorjahr stabile Vertrauenswerte. Auf leicht unterschiedliche
Befunde kamen die beiden Untersuchungen bezuglich des Vertrauens gegenlber den
Medien und Parteien. Wéhrend laut dem Sicherheitsbericht das mittlere Vertrauen
gegenlber den Parteien ein wenig hoher ist als gegentber den Medien, schneiden die
Parteien bei der Sorgenbarometer-Befragung durchwegs schlechter ab als bezahlte und
Gratiszeitungen sowie Radio und Fernsehen. Letzteres wird hier von den Befragten gar
als vertrauenswdirdiger beurteilt als der Bundesrat. Zu unterschiedlichen Schllssen
kamen die beiden Studien auch hinsichtlich des allgemeinen Institutionenvertrauens.
Wahrend die ETH-Studie eine leichte Steigerung des Vertrauens in die Institutionen
feststellte, mass die Credit Suisse-Untersuchung einen ricklaufigen Trend. Insgesamt
kann in internationalen Vergleichen allerdings von einem nach wie vor sehr hohen
Vertrauen gegenlber den schweizerischen Institutionen ausgegangen werden. Dies
zeigte sich etwa in einem OECD-Bericht zu verschiedenen sozialen Indikatoren. Beim
Regierungsvertrauen schnitt die Schweiz vor Luxemburg und Norwegen am besten ab:
82% der Befragten gaben hier an, ihrer Regierung zu vertrauen. Wahrend der OECD-
Schnitt 43% betrug, genoss die Regierung beim Schlusslicht Griechenland gerade mal
von 14% der Befragten ein hohes Vertrauen. ¢°

Gleich drei unterschiedliche international vergleichend angelegte Umfragen kamen
2015 zum Schluss, dass in der Schweiz die glicklichsten Menschen leben. Bereits Ende
2014 erfasste das internationale Befragungsinstitut Gallup in zahlreichen Lédndern den
Anteil an gliicklichen Menschen. Im Vergleich zum Vorjahr hatte dieser in der Schweiz
leicht zugenommen: 73% aller rund 1000 Befragten gaben an, gllicklich zu sein. Ende
2013 hatte dieser Anteil noch bei 68% gelegen. Im Vergleich zu den Nachbarléndern
sind die Menschen in der Schweiz damit glicklicher. Die entsprechenden Anteile an
Personen, die angaben gllicklich oder gar sehr glicklich zu sein, waren in Deutschland
(59%), Frankreich (43%) und Italien (41%) deutlich geringer.

Ein &hnliches Bild zeichnete eine Studie von Eurostat, dem Statistischen Amt der
Européischen Union, die mehr als 350'000 Personen in Europa nach ihrer generellen
Lebenszufriedenheit befragte. Die am internationalen Tag des Gllicks publizierte
Auswertung zeigt die mittlere Lebenszufriedenheit auf einer Skala von O (génzlich
unzufrieden) bis 10 (véllig zufrieden) pro Land. Erfasst wurden neben den 28
Mitgliedstaaten auch Serbien, Island, Norwegen und die Schweiz. Bei Letzterer
erreichte die mittlere Lebenszufriedenheit den héchsten Wert (8.0 Punkte), den neben
der Schweiz auch Danemark, Finnland und Schweden erzielten. Schlusslichter bildeten
hier Serbien (4.9) und Bulgarien (5.8). Die mittlere Lebenszufriedenheit in der gesamten
EU wurde mit 7.1 ausgewiesen. Jingere Befragte zeigten sich insgesamt zufriedener als
altere. Die Lebenszufriedenheit scheint zudem mit einer guten Gesundheit und hohem
Einkommen einher zu gehen. Arbeitslose sind mit ihrem Leben hingegen weniger
zufrieden.

Mehr als 150 Lander waren schliesslich Gegenstand einer von der UNO angestossenen
Untersuchung, dem so genannten World Happiness Report, der eine Zusammenfassung
verschiedener nationaler und internationaler Befragungen zwischen 2012 und 2014
darstellt. Im internationalen Vergleich schneidet auch hier die Schweiz am Besten ab,
gefolgt von Island, Danemark und Norwegen. Der Uber 150 Seiten lange Report macht
unter anderem das BIP, die Lebenserwartung und die soziale Unterstitzung fur die
Erklarung von Glick - auch hier priméar anhand der Lebenszufriedenheit gemessen -
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verantwortlich. ¢

Etwas entgegen den politischen Entwicklungen der letzten Monate wies der
Umweltmonitor fir das Jahr 2014 ein gestiegenes Umweltbewusstsein nach. Obwonhl
grine Anliegen an der Wahl- und Abstimmungsurne eher Niederlagen einstecken
mussten, massen Schweizerinnen und Schweizer laut der im Auftrag von WWF durch
GfS Zurich durchgefiihrten Umfrage dem Naturschutz und dem nachhaltigen
Energieverbrauch einen hohen Stellenwert bei. Der Anteil der Bevolkerung, der sich als
Uberdurchschnittlich umweltbewusst einschatzt, war im Vergleich zu 2013 gar um 8
Prozentpunkte auf 57% gestiegen. Als dringlichste Probleme wurden die
Luftverschmutzung und der hohe Energieverbrauch genannt und rund drei Viertel der
Befragten forderten mehr Massnahmen fur den Klimaschutz. Der Begriff
"Energiewende" wird von einer Mehrheit der Bevolkerung als positiv besetzt
wahrgenommen und von 55% der Befragten als umsetzbares Ziel und nicht nur noble
|dee bewertet.

Arbeitslosigkeit, Auslander und Altersvorsorge - die drei A wurden im jahrlich
erhobenen Sorgenbarometer auch 2015 als grésste Probleme bezeichnet. Rund 1000
Befragte missen in dieser von der Credit Suisse finanzierten und von gfs.bern
durchgefuhrten Befragung aus 34 Antwortvorgaben jeweils die funf wichtigsten
Probleme benennen. 2015 bezeichneten 43% die Vorgabe "Auslanderlnnen" als
wichtigstes Problem, was im Vergleich zu 2014 erneut einen Zuwachs von drei
Prozentpunkten bedeutete. Auch die Thematik "Fllchtlinge/Asyl" wurde gegeniber
2014 deutlicher als Problem wahrgenommen: 35% der Befragten bezeichneten 2015
dieses Thema als Problem gegenlber 26% im Jahr 2014. Nach wie vor grosse Sorgen
scheint die Altersvorsorge zu bereiten: fir 38% (2014: 37%) sind Fragen zu AHV und
Renten ein zentrales Problem im Jahr 2015. Auch die Arbeitslosigkeit scheint die
Schweizerinnen und Schweizer - trotz eigentlich guter Konjunkturlage - zu
beschéaftigen. Weil die Jugendarbeitslosigkeit 2015 getrennt abgefragt wurde, ist ein
Vergleich mit 2014 allerdings schwierig. 2015 bezeichneten 41% der Befragten
Arbeitslosigkeit im Allgemeinen und 26% Jugendarbeitslosigkeit im Speziellen als eines
der funf drangendsten Probleme; 2014 lag der Anteil, der Erwerbslosigkeit als Problem
bezeichnete, bei 51%. ¢

Auch 2015 wurden sowohl gemaéass Sorgenbarometer als auch geméss ETH-
Sicherheitsbericht den Gerichten als Institution sehr viel Vertrauen entgegengebracht.
Das Institutionenvertrauen ist Teilbereich beider jahrlich erscheinender Publikationen.
Die beiden Befragungen sind freilich aufgrund unterschiedlicher Skalen nicht direkt
miteinander vergleichbar. Bei beiden findet sich aber das Vertrauen in den Bundesrat
ebenfalls auf den vorderen Platzen. In beiden Studien hat das Regierungsvertrauen im
Vergleich zu 2014 zugenommen. Unterschiedliche Befunde zeigen die beiden Studien
bezuglich der Polizei und der Armee. Wahrend im ETH-Bericht der Polizei am meisten
Vertrauen von allen acht abgefragten Institutionen (noch vor der eidgendssischen
Judikative) entgegengebracht wird, findet sich das Vertrauen in die Ordnungshiter im
Sorgenbarometer - hier wurde das Vertrauen in 20 unterschiedliche Akteure erhoben -
lediglich auf Rang 4 (hinter Bundesgericht, Bundesrat und Nationalrat). Der Armee wird
laut dem Sicherheitsbericht der ETH leicht mehr Vertrauen entgegengebracht als dem
eidgendssischen Parlament. Im Sorgenbarometer hingegen ist das Vertrauen in den
National- und in den Stadnderat recht deutlich héher als dasjenige in die Armee.
Einigkeit herrscht bei beiden Befragungen hinsichtlich der politischen Parteien und der
Medien, denen vergleichsweise wenig Vertrauen entgegengebracht wird, wobei dies
beim differenzierteren Sorgenbarometer insbesondere flr die Gratiszeitungen und
weniger fur Radio und bezahlte Zeitungen gilt. ¢

Le Rapport social 2016, publié par le Centre de compétence suisse en sciences
sociales (FORS), se focalise pour cette édition sur le bien-étre. Il révele que la
population suisse semble étre globalement satisfaite de la vie qu'elle méne. Sans trop
de surprise, I'étude note que le chdmage, la pauvreté, I'exclusion sociale, la maladie
sont des éléments, entre autres, entravant le bien-étre personnel. On y apprend
également que l'aspect financier, assurant une certaine sécurité matérielle, reste un
élément déterminant du bien-étre pour la population suisse. Ceci rentre quelque peu
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en contradiction avec certaines visions tendant a dire que cet aspect n'aurait qu'une
place minime dans la formation du bonheur, que I'on serait passé dans une société
postmatérialiste. Toutefois, les écarts entre revenus semblent avoir un faible impact sur
le bien-étre. Autre aspect intéressant qui ressort du rapport: la participation politique
aurait une influence positive sur celui-ci, car les citoyens se sentiraient ainsi partie
prenante de la société dans laquelle ils vivent. Malgré tout, tout n'est pas positif, et I'on
voit une tendance a la baisse de la satisfaction "avec la vie en général" depuis les
années 2000. Mais, selon les auteurs de ['étude, cela permettrait également de
continuer a prendre des mesures politiques novatrices en la matiére et empécherait de
se reposer sur ses lauriers. ¢

Voila 40 ans que le Crédit Suisse a lancé son barométre annuel mesurant les craintes et
préoccupations de la population suisse. En quatre décennies, les préoccupations des
suisses restent sensiblement les mémes, avec le chdmage, I'immigration et la précarité
de la prévoyance vieillesse qui figurent depuis le début - en 1976 - dans le top 10 du
classement. L'évolution majeure réside dans l'intensité des craintes, qui s'est
considérablement réduite, voyant seulement 46% de la population suisse avoir peur du
choémage (la premiére préoccupation en 1976 et en 2016) tandis que 40 ans en arriére,
75% de la population redoutait de se retrouver au chomage. Selon Lukas Golder,
codirecteur de I'Institut Gfs.bern qui a réalisé cette enquéte, cela pourrait s'expliquer
par le fait qu'il n'y a plus de grands médias "dictant" I'opinion générale, rendant les
craintes ainsi plus diffuses et dispersées sur plus de thématiques. Une autre raison
pourrait étre I'optimisme de la population envers son systéme qui a résisté a plusieurs
crises sans trop faillir. L'une des surprises de ce comparatif est certainement la
disparition de la protection de I'environnement du top 10; un fait que Lukas Golder
explique par un contexte particulier dans les années 70 qui vit la disparition des foréts
due aux pluies acides et par le fait que la population, aujourd'hui, considérerait que la
protection de I'environnement concerne les générations a venir. ©

Shin Alexandre Koseki, doctorant canadien a I'EPFL, s'est penché sur les clivages
présents au sein de |'espace politique Suisse. Son analyse de réseau semble indiquer
que le Rostigraben aurait petit a petit été remplacé par un clivage ville-campagne, au
cours d'un processus qui a vu, depuis les années 1980, les avis de la Romandie, des
villes Suisses allemandes, du Tessin et de quelques régions grisonnes se rapprocher et
étre en opposition marquée avec les banlieues et les campagnes d'outre Sarine. Le
chercheur de I'EPFL explique cette évolution par une Suisse marquée par plus de
"pendularité" et plus d'échanges entre les villes, amenant a la formation d'une grande
métropole traversant toute la Suisse. Cela I'amene a penser qu'une réflexion devrait
étre menée sur le systéme de double majorité du peuple et des cantons qui tend a
sous-représenter les habitants des villes.

D'une part, ce clivage peut s'apercevoir dans les résultats des différentes élections
ayant eu lieu en 2016 dans différentes villes suisses dans lesquels les partis de gauche
ont gagné en influence a I'image de Berne, Bale, Saint-Gall et Lucerne. Au contraire,
|'UDC reste le parti le plus fort dans les régions campagnardes, ce qui peut en partie
s'expliquer par une tres forte crainte - révélée par le Barometre des préoccupations du
Crédit Suisse - envers les étrangers au sein de cette population; un théme de
prédilection pour le parti agrarien. Quant a savoir pourquoi I'UDC n'a que peu de
succes en ville, son président, Albert Rosti, I'explique par la difficulté que son parti a a
trouver des candidats adéquats pour les exécutifs.

Et d'autre part, ce clivage entre ville et campagne amene les villes a vouloir plus de
pouvoir, se sentant, comme noté par Shin Alexandre Koseki, sous-représentées dans le
systeme politique Suisse. En effet, depuis la constitution de la Suisse moderne en 1848,
une surreprésentation volontaire des petits cantons de campagne existe par le biais du
conseil des Etats - une maniére d'appliquer le principe de protection des minorités
apres la défaite des cantons catholique lors de la guerre du Sonderbund. Déja en 2010,
une initiative parlementaire demandait & ce que les villes de plus de 100'000 habitants
obtiennent le statut de demi-canton avec I'obtention d'un siege au Conseil des Etats;
une initiative parlementaire qui sera finalement largement rejetée. Cette demande
provient du fait que dans beaucoup de thématiques décidées & Berne, les zones
urbaines sont les premiéres touchées, comme dans les domaines de I'asile, du social ou
des transports. Et comme souligné par la députée socialiste Anita Fetz, la plus grande
part des impdts provient des villes. L'ancien maire de la ville de Berne, Alexander
Tschappat propose, quant a lui, qu'une chambre des villes, analogue a la chambre des
cantons, soit créée avec les dix plus grandes villes afin de résoudre en partie le manque
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d'influence que connaissent les grandes villes suisses. ¢

Dans son discours pour I'année 2017, la présidente de la Confédération Doris Leuthard
appelle a plus de solidarité et de cohésion en Suisse. La conseillére fédérale se montre
optimiste pour I'avenir de la Suisse et rappelle que des décisions importantes touchant
les générations a venir ont été prises, comme la stratégie énergétique 2050, le tunnel
du Gothard ou encore le frein & I'endettement. Dans son discours, Doris Leuthard tient
également a préciser que la Suisse est un pays stable malgré une situation a
I'internationale des plus précaires. Mais pour conserver cette stabilité, la cohésion
interne est d'autant plus nécessaire. Finalement, elle souhaite & toutes les personnes
éloignées de leur foyer et & toutes personnes subissant violences et attentats que
I'année 2017 leur apportera calme et paix et ainsi un peu de normalité dans leur vie. ¢

2016 hatte das BFS zum ersten Mal eine Erhebung zum Zusammenleben in der Schweiz
durchgefuhrt, womit auf Grundlage von 3'000 befragten Personen die Einstellung der
Bevolkerung in der Schweiz gegenlber einzelnen Bevoélkerungsgruppen untersucht
worden war. Erste Resultate legte das BFS im Oktober 2017 vor. Die Schweiz sei vielfaltig
und differenziert, eréffnete der Bericht: So beheimate sie 190 Nationalitdten und zehn
verschiedene Religionen. 36 Prozent der befragten Personen gaben an, sich durch die
Anwesenheit von als «anders» empfundenen Personen gestort zu flhlen; das
Anderssein bezog sich dabei auf die Nationalitat, die Religion oder die Hautfarbe. Die
Erhebung ging des Weiteren spezifisch auf die Einstellung zu den drei
Bevolkerungsgruppen Musliminnen und Muslime, Jidinnen und Juden und
dunkelhdutige Personen ein. Dabei zeigte sich, dass der grosste Unmut gegenliber den
Angehdrigen der islamischen Religion besteht: 17 Prozent der Bevdlkerung hielten
negative Aussagen zu Musliminnen und Muslimen flr zutreffend, geringer fiel dieser
Prozentsatz fur die judische (12%) und die dunkelhdutige Bevolkerung (4%) aus. Zudem
nahmen 66 Prozent der Befragten Rassismus als gesellschaftliches Problem wahr.
Allgemein zeige sich die Bevolkerung jedoch tolerant gegentber Auslanderinnen und
Ausléandern, schlussfolgerte das BFS. So waren 56 Prozent der Befragten der Meinung,
dass die Integration von Migrantinnen und Migranten in der Schweizer Gesellschaft gut
funktioniere. 64 Prozent der Befragten waren dagegen, Auslanderinnen und Ausléander
bei Arbeitsplatzknappheit wieder in ihre Heimat zurlckzuschicken. 60 Prozent
begrissten das Recht auf Familiennachzug, 56 Prozent beflrworteten eine
automatische Einburgerung der zweiten Generation und 68 Prozent verneinten die
Aussage, dass Auslanderinnen und Auslénder die Ursache fir eine allféllige Zunahme
der Arbeitslosigkeit seien. ©°

Im Dezember 2017 publizierte das Meinungsforschungsinstitut gfs.bern das jahrlich von
der Crédit Suisse in Auftrag gegebene Sorgenbarometer. Seit 2003 hatte stets die
Arbeitslosigkeit als grosste Sorge der Schweizerinnen und Schweizern fungiert. Im Jahr
2017 loéste das Thema AHV/Altersvorsorge die Arbeitslosigkeit ab, wenn auch mit
weniger als einem Prozentpunkt Differenz. 44 Prozent der Befragten sahen im
Berichtsjahr ihre Rente in Gefahr. Damit verstérkte sich das Problembewusstsein flr
die AHV und die Altersvorsorge im Allgemeinen innerhalb eines Jahres erheblich: 2016
waren es lediglich 28 Prozent der Befragten gewesen, denen die Altersvorsorge Kummer
bereitet hatte. Die Bedenken der Bevolkerung gegenlber der Altersvorsorge zeigten
sich auch bei der Frage, welchem politischen Ziel die Befragten derzeit die hochste
Prioritat einrdumen wirden. 24 Prozent gaben AHV/IV an, deutlich vor Familie-Beruf
(14%) und wirtschaftliches Wachstum (14%). Auch durfte sich die Sorge um die
Altersvorsorge mittelfristig auf dem erhdhten Niveau halten, denn gemass Aussage von
Lukas Golder, Co-Leiter von gfs.bern, habe das Nein des Stimmvolks zur AHV-Reform
2020 im September 2017 kaum zu einer Beruhigung beigetragen und diese Abstimmung
sei erst nach der Erhebung flr das Sorgenbarometer erfolgt, wie er dem Tages-Anzeiger
sagte. Auch die Sorgen um die Gesundheit/Krankenkassen und um die soziale
Sicherheit nahmen im Vergleich zum Vorjahr deutlich zu. Wahrend im Vorjahr 21
Prozent das Thema Gesundheit/Krankenkassen zu den flnf gréssten Sorgen gezahlt
hatten, waren es 2017 26 Prozent; bei der sozialen Sicherheit sprang der Wert innerhalb
eines Jahres von 11 Prozent auf 18 Prozent. Deutlich weniger Sorgen als noch im Vorjahr
bereitete das Thema Fllchtlinge und Asyl: 19 Prozent (2016: 26%) sahen das Thema als
eines der funf grossten politischen Probleme an. Die Studienleiter fuhrten dies auf den
deutlichen Ruckgang der Anzahl Asylgesuche von 2015 (39'523) auf 2016 (27'207)
zuriick. 7°
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Im 2018 erschienenen World Happiness Report belegte die Schweiz den flinften Platz
hinter Finnland, Norwegen, Dénemark und Island und lag damit wie in den vergangenen
Jahren an der Spitze der Glucksskala. Im vorliegenden Report aus dem
Untersuchungszeitraum von 2015 bis 2017 waren in 156 Landern Umfragen durchgefihrt
worden zum Bruttoinlandprodukt pro Kopf; zur Wahrscheinlichkeit, ein gesundes Leben
fihren zu kénnen; zur Mdéglichkeit, freie Entscheidungen zu treffen; zur Korruption,
aber auch zur Grosszlgigkeit und sozialen Unterstitzung innerhalb der Gesellschaft.
Auf einer Skala von maximal zehn Punkten erreichte die Schweiz so ein Resultat von
7.487 Punkten.

Erklart wurden die verschiedenen Parameter von Matthias Binswanger, Professor fur
Volkswirtschaftslehre an der Fachhochschule Nordwestschweiz, in der Weltwoche vom
Méarz. So sei etwa ein hohes Bruttoinlandprodukt ein Indikator fur geringe
Arbeitslosigkeit und hohen Wohlstand. Arbeit sei einerseits ein identitatsstiftender
Faktor - eine eigene Identitat wirke sich positiv auf die Stimmung eines Menschen aus
-, andererseits gehe damit auch die Perspektive einher, etwa im Rentenalter ein gutes
Leben zu fuhren. Die direkte Demokratie biete den Schweizerinnen und Schweizern
freie Entscheidungsmoglichkeiten und durch Wahlen werde zugleich das Vertrauen in
staatliche Institutionen gefordert. Ebenfalls trage die tiefe Korruptionsrate zum Glick
der Schweizer bei. Wie bereits in den vergangenen Jahren wurde der Report vom
Umfrageinstitut Gallup und dem Canadian Institute For Advanced Research verfasst und
von der UNO unterstitzt.

Das Gottlieb Duttweiler Institut (GDI) hatte 2018 eine Studie zum freiwilligen
Engagement der Schweizer Bevdlkerung verdffentlicht, Uber die in diversen
Tageszeitungen berichtet wurde. Denn seit einer Studie des Soziologen Robert Putnam
aus dem Jahr 2000 Uber die US-amerikanische Zivilgesellschaft stand auch in der
Schweiz die Vermutung im Raum, die Anzahl Menschen, welche Freiwilligenarbeit
leisteten, sei gesunken. Damals wurde der Fernseher flir die sinkenden Zahlen
verantwortlich gemacht, heute sehe die Schweizer Presse gemass GDI den Ausloser fur
die rlckgéangige Bereitschaft, Freiwilligenarbeit zu leisten, nicht in den Fernsehern,
sondern in den Smartphones. Ebendieser Anschuldigung widerspricht nun die Studie
des GDI: Zwar habe in der Schweiz die Bereitschaft, in Vereinen und Organisationen zu
partizipieren, abgenommen, so der Leiter der Studie Jakub Samochowiec.
Zugenommen habe aber das Engagement im informellen Bereich. Denn durch die
Digitalisierung sei es einfacher geworden, passende und attraktive Formen von
gesellschaftlichem Engagement zu entdecken und auszulben; sei es nun Uber eine
Jobbdrse oder andere Dienstleistungsplattformen. Stellt man etwa Informationen auf
Wikipedia oder Hilfe zu spezifischen Themen per Video auf Youtube zur Verfligung, so
konne die Gesellschaft hieraus ebenfalls einen Nutzen ziehen. Plattformen wie Uber,
Airbnb und sogar Tinder boéten laut der Studie auch Partizipationspotenzial, obschon
diese letztlich von profitorientierten Unternehmen gefthrt wirden.

Auch wenn demnach etwa mit Airbnb nicht gemeinnutzige, sondern in erster Linie
finanzielle Ziele verfolgt werden, ermdgliche eine solche Plattform doch die Bildung
«informeller Netzwerke», wie die Studie festhélt. Diese Netzwerke seien nebst den
Vereinen und den gemeinnUtzigen Organisationen wichtiger Bestandteil der
Zivilgesellschaft geworden, da eine freiwillige Vernetzung der Gesellschaft als «soziales
Schmiermittel» wirke und die «Grundlage fur das Funktionieren von Markt und Staat»
bilde. Das Vertrauen der Blrgerinnenn und Bulrger untereinander und jenes zum Staat
wird also der GDI-Studie zufolge mithilfe informeller Netzwerke gestérkt. Denn eine
Wohnung oder das Auto einer fremden Person anzubieten, bendtige nicht nur ein
positives Rating auf entsprechenden Plattformen, sondern eben auch ein gewisses
Vertrauen in die Gesellschaft. Vertrauen in den Staat und das eigene Umfeld seien
wiederum eine wichtige Voraussetzung daflir, dass sich Menschen gemeinnutzig
engagierten.

Die «DNA der Schweiz», wie Christophe Darbellay (cvp, VS) das Milizsystem der Vereine
laut Luzerner Zeitung einst nannte, sei aber gemass derselben Zeitung tatsachlich nicht
in bester Verfassung. Der Mitgliederschwund mache sich bemerkbar und viele
Menschen beklagten sich deshalb Uber den Egoismus der jungen Generation, so die
Zeitung weiter. Andreas Muller, Mitautor der Studie, erklarte diesen Mitgliederschwund
derweil nicht mit Egoismus, sondern mit komplexen Verédnderungen innerhalb der
Gesellschaft. Man sei mobiler geworden und heute weniger an einen Ort gebunden,
wodurch fur viele Menschen beispielsweise Dorfvereine kaum mehr attraktiv
erschienen. Die Individualitdt und Flexibilitdt der neuen Generation fihre dazu, dass
man sich nicht einer Gruppe verpflichten und dadurch unndétig einschranken lassen
wolle. Um das formelle, vereinsgebundene Engagement wieder zu starken, sieht die
GDI-Studie derweil die Behdrden und Vereine selbst in der Verantwortung: Es brauche
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Vereine mit aktuelleren und auch globalen Themen. Zudem musse Aufklarungsarbeit
geleistet werden, damit die Vorteile von formellem Engagement wie etwa das Sammeln
von Arbeits- und Lebenserfahrung oder das Geflihl von Zufriedenheit, wenn man der
Gesellschaft oder der Umwelt etwas zurlickgeben kénne, wieder vermehrt erkennbar
wirden. 7

Laut dem von der Credit Suisse beim gfs.bern in Auftrag gegebenen Sorgenbarometer
bereiteten den Schweizerinnen und Schweizern im Umfragejahr 2018 die Altersvorsorge
am meisten, die Gesundheit und Krankenkassen am zweitmeisten Sorgen. Der
Rentensicherung ordneten die Befragten dabei hochste politische Prioritat zu, wobei
hierzu die gescheiterte AHV-Reform beigetragen haben durfte, wie im Bericht
festgestellt wurde. Wahrend zwar die Zahl der in die Schweiz geflichteten Menschen
leicht zurlickgegangen sei, hatten die Kategorien «Auslanderinnen> (dritter Platz) sowie
«Fluchtlinge und Asyl» (vierter Platz) erstmals seit drei Jahren wieder an Bedeutung
gewonnen. Neu fand sich im Untersuchungsjahr auch die Umweltthematik unter den
Top Funf, was laut Bericht einerseits dem trockenen und heissen Sommer, andererseits
aber auch dem in den Medien sehr prasent diskutierten Klimawandel zuzuschreiben
sei.

Wohl erstaunlichstes Resultat sei jenes bezlglich der Arbeitslosigkeit. Diese, eigentlich
eine Dauersorge der Schweizer Bevolkerung, gehdre erstmals seit den Neunzigerjahren
nicht mehr zu den finf dringendsten Problemen. So schatzten insgesamt 85 Prozent
der Befragten ihren Arbeitsplatz als gesichert ein. Dabei fuhlten sie sich auch nicht
durch Entwicklungen wie der zunehmenden Digitalisierung bedroht: 75 Prozent der
Umfrageteilnehmenden hielten es fur unwahrscheinlich, dass sie lhren Job an einen
Roboter abtreten mussten.

Uber das Vertrauen in die Institutionen befragt, gaben 61 Prozent an, der Regierung zu
vertrauen, womit dieser Wert weit Uber dem OECD-Schnitt von 43 Prozent liegt. Ein
noch héheres Vertrauen habe die Bevolkerung gemass Studie aber in die Justiz: Mit 70
Prozent belegten das Bundesgericht und die Polizei auf der Rangliste gemeinsam den
ersten Platz. Auf dem zweiten Platz lagen die Armee und die Nationalbank. Einen
Vertrauensverlust mussten unterdessen die politischen Parteien verzeichnen: Nur noch
39 Prozent der Befragten, also 13 Prozentpunkte weniger als im Vorjahr, vertrauten laut
der Umfrage den Parteien. In dieses «politkritische Bild» der Schweiz passe denn auch
der zurlickgegangene Nationalstolz: Im Erhebungsjahr gaben 79 Prozent an, stolz darauf
zu sein, Schweizerin oder Schweizer zu sein, was einem Rulckgang von elf
Prozentpunkten gegeniiber der Vorjahresumfrage entspreche. ”°
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